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Bekanntmachung der N eufassung des 
Feiertagsgesetzes 

Vom 8. Mai 1995 

Auf Grund von Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Feiertagsgesetzes vom 12. Dezember 1994 (GBI. S.631) 
wird nachstehend der Wortlaut des Feiertagsgesetzes in 
der sich aus 

1. der Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes 
über die Sonntage und Feiertage vom 28. November 
1970 (GBI. 1971 S.l), 

2. dem Ersten Gesetz zur Funktionalreform vom 
14. März 1972 (GBI. S.92), 

3. dem Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung 
vom 19.Juli 1973 (GBI. S.227), 

4. dem Verwaltungsverfahrensgesetz für Baden-Würt­
temberg (Landesverwaltungsverfahrensgesetz 
LVwVfG) vom 21. Juni 1977 (GBL S.227), 

5. dem Gesetz zur Bereinigung des baden-württem­
bergischen Landesrechts (Rechtsbereinigungsgeset­
zes RBerG) vom 12. Februar 1980 (GBI. S.98), 

6. dem Gesetz zur Änderung des Landesverwaltungsge­
setzes und anderer Gesetze vom 18.Juli 1983 (GBI. 
S.369), 

7. dem Gesetz zur Änderung des Feiertagsgesetzes vom 
12. Dezember 1994 (GBL S. 631) und 

8. dem Gesetz zur Änderung des Feiertagsgesetzes vom 
23. März 1995 (GBL S.293) 

ergebenden Fassung bekanntgemacht. 

STUITGART, den8. Mai 1995 Innenministerium 
BIRZELE 

Gesetz über die Sonntage und Feiertage 
(Feiertagsgesetz - FTG) 

in der Fassung vom 8. Mai 1995 

ERSTER ABSCHNITT 

AUgemeines 

§ 1 

Gesetzliche Feiertage sind: 

Neujahr, 
Erscheinungsfest (6. Januar), 
Karfreitag, 
Ostermontag, 
1. Mai, 
Christi Himmelfahrt, 
Pfingstmontag, 
Fronleichnam, 
Allerheiligen (1. November), 
Erster Weihnachtstag, 
Zweiter Weihnachtstag. 

§2 

Kirchliche Feiertage sind: 

Gründonnerstag, 
Reformationsfest (31. Oktober), 
Allgemeiner Buß- und Bettag (Mittwoch vor dem 
letzten Sonntag des Kirchenjahres). 

§3 

Die gesetzlichen Feiertage sind Festtage und Feiertage 
im Sinne bundes- oder landesrechtlicher Vorschriften. 

§ 4 

(1) Am Allgemeinen Buß- und Bettag steht den be­
kenntniszugehörigen Beschäftigten und Auszubilden­
den das Recht zu, von der Arbeit fernzubleiben, soweit 
nicht betriebliche Notwendigkeiten entgegenstehen. 
Weitere Nachteile als ein etwaiger Entgeltausfall für ver­
säumte Arbeitszeit dürfen diesen aus ihrem Fernbleiben 
nicht erwachsen. 

(2) An den übrigen in § 2 genannten kirchlichen Feierta­
gen haben die in einem Beschäftigungs- oder Ausbil­
dungsverhältnis stehenden Angehörigen der Kirchen 
und anerkannten Religionsgemeinschaften das Recht, 
zum Besuch des Gottesdienstes ihres Bekenntnisses von 
der Arbeit fernzubleiben, soweit nicht betriebliche Not­
wendigkeiten entgegenstehen. 

(3) Schüler haben an den kirchlichen Feiertagen Grün­
donnerstag und Reformationsfest schulfrei. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Schutzbestimmungen 

§ 5 

Die Sonntage und die gesetzlichen Feiertage sind als 
Tage der Arbeitsruhe und der Erhebung nach Maßgabe 
der gewerbe- und arbeitsrechtlichen Vorschriften sowie 
der Bestimmungen dieses Abschnitts geschützt. 

§6 

(1) An den Sonntagen und den gesetzlichen Feiertagen 
sind öffentlich bemerkbare Arbeiten, die geeignet sind, 
die Ruhe des Tages zu beeinträchtigen, verboten, soweit 
in gesetzlichen Vorschriften nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Treibjagden dürfen an den Sonntagen und den ge­
setzlichen Feiertagen nicht abgehalten werden. 

(3) Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht 

1. für den Betrieb der Post, der Eisenbahnen und sonsti­
ger Unternehmen, die der gewerbsmäßigen Personen­
beförderung dienen, sowie der Hilfseinrichtungen des 
Verkehrs mit der Maßgabe, daß Instandsetzungsar­
beiten an Kraftfahrzeugen nur zulässig sind, soweit sie 
für die Weiterfahrt erforderlich sind; 

2. für unaufschiebbare Arbeiten, die erforderlich sind 
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a) zur Abwendung eines Schadens an Gesundheit 
oder Eigentum, 

b) zur Befriedigung häuslicher oder landwirtschaftli­
cher Bedürfnisse, insbesondere zur Versorgung 
der Bevölkerung mit Milch, zur Ernte einschließ­
lich der Be- und Verarbeitung leicht verderblicher 
Nahrungsgüter; 

3. für leichte Arbeiten in Gärten, die von den Besitzern 
selbst oder ihren Angehörigen vorgenommen werden. 

(4) Soweit an den Sonntagen und den gesetzlichen Feier­
tagen Arbeiten zulässig sind, ist hierbei auf das Wesen 
des Tages Rücksicht zu nehmen. 

§7 

(1) An den Sonntagen und den gesetzlichen Feiertagen 
sind in der Nähe von Kirchen und anderen dem Gottes­
dienst dienenden Gebäuden alle Handlungen zu vermei­
den, die geeignet sind, den Gottesdienst zu stören. Das­
selbe gilt am 24. Dezember für die Zeit ab 17 Uhr und am 
31. Dezember für die Zeit von 18 Uhr bis 21 Uhr. 

(2) An den Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen mit 
Ausnahme des 1. Mai und des 3. Oktober sind während 
des Hauptgottesdienstes verboten: 

1. öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel, 
Aufzüge und Umzüge, soweit sie geeignet sind, den 
Gottesdienst unmittelbar zu stören; 

2. alle der Unterhaltung dienenden öffentlichen Veran­
staltungen; 

3. öffentliche Veranstaltungen und Vergnügungen, zu 
denen öffentlich eingeladen oder für die Eintrittsgeld 
erhoben wird. 

(3) Soweit Messen und Märkte an Sonntagen und gesetz­
lichen Feiertagen zugelassen sind, dürfen sie erst nach 11 
Uhr beginnen. 

§8 

(1) Am Karfreitag und am Totengedenktag (Sonntag vor 
dem 1. Advent) sind verboten: 

1. öffentliche Veranstaltungen in Räumen mit Schank­
betrieb, die über den Schank- und Speisebetrieb hin­
ausgehen; 

2. sonstige öffentliche Veranstaltungen, soweit sie nicht 
der Würdigung des Feiertages oder einem höheren In­
teresse der Kunst, Wissenschaft oder Volksbildung 
dienen; 

3. öffentliche Sportveranstaltungen am Karfreitag wäh­
rend des ganzen Tages, am Totengedenktag bis 13 
Uhr. 

Die VeranstaItungsverbote nach Satz 1 beginnen am 
Karfreitag um 0 Uhr und am Totengedenktag um 3 Uhr. 

(2) Am Ostersonntag, Pfingstsonntag, an Fronleichnam 
und am Ersten Weihnachtstag sind öffentliche Sportver­
anstaltungen bis 11 Uhr verboten. 

(3) An den übrigen Tagen der Karwoche (Palmsonntag 
bis Karsamstag), am Ostersonntag, Pfingstsonntag, an 
Fronleichnam, am Volkstrauertag (vorletzter Sonntag 
vor dem 1. Advent) und am Ersten Weihnachtstag kön­
nen öffentliche Veranstaltungen und Vergnügungen, 
auch soweit sie nach § 7 Abs. 2 nicht verboten sind, von 
der Kreispolizeibehörde auf Antrag der Ortspolizeibe­
hörde verboten werden, wenn sie nach den besonderen 
örtlichen Verhältnissen Anstoß zu erregen geeignet sind. 

§9 

(1) An den kirchlichen Feiertagen gilt die Bestimmung 
des § 7 Abs.1 Satz 1 mit Beschränkung auf die Zeit des 
Hauptgottesdienstes am Vormittag, am Allgemeinen 
Buß- und Bettag mit Beschränkung auf die Zeit des 
Hauptgottesdienstes am Vormittag und am Abend. 

(2) Die Zeit des Hauptgottesdienstes wird von den Orts­
polizeibehörden nach Anhörung der Pfarrämter be­
kanntgemacht. 

§ 10 

(1) Öffentliche Tanzunterhaltungen sind an Allerheili­
gen, am Allgemeinen BuB- und Bettag, Volkstrauertag, 
Totengedenktag und am 24. Dezember von 3 Uhr bis 24 
Uhr, am Gründonnerstag, Karfreitag, Karsamstag und 
am Ersten Weihnachtstag während des ganzen Tages ver­
boten. 

(2) An den übrigen Sonntagen und gesetzlichen Feierta­
gen mit Ausnahme des 1. Mai und des 3. Oktober sind 
öffentliche Tanzunterhaltungen von 3 Uhr bis 11 Uhr 
verboten. 

§1l 
Tanzunterhaltungen von Vereinen und geschlossenen 
Gesellschaften in Wirtschaftsräumen sind an Allerheili­
gen, am Allgemeinen Buß- und Bettag, Volkstrauertag 
und Totengedenktag von 3 Uhr bis 24 Uhr, am Gründon­
nerstag, Karfreitag, Karsamstag und am EIsten Weih­
nachtstag während des ganzen Tages verboten. 

§ 12 

(1) In besonderen Ausnahmefällen können die Ortspoli­
zeibehörden von den Vorschriften des § 7 Abs. 2 und des 
§ 11, die Kreispolizeibehörden von den übrigen Vor­
schriften dieses Abschnitts befreien. 

(2) Das Innenministerium kann aus wichtigem Grund 
allgemein Ausnahmen von der Vorschrift des § 6 Abs.l 
zulassen. 

(3) Vor der Erteilung einer Ausnahmebewilligung sind 
die zuständigen kirchlichen Stellen zu hören. Dies gilt 
nicht, wenn von Vorschriften zum Schutz des 1. Mai oder 
des 3. Oktober eine Ausnahmebewilligung erteilt wer­
den soll. 

§13 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr­
lässig 
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1. den Vorschriften über das Verbot 

a) öffentlich bemerkbarer Arbeiten (§ 6 Abs.1), 

b) von Treibjagden (§ 6 Abs. 2), 

c) von Handlungen, die geeignet sind, den Gottes­
dienst zu stören (§ 7 Abs.1, § 9 Abs.1), 

d) öffentlicher Versammlungen unter freiem Him­
mel, Aufzüge oder Umzüge, öffentlicher Veran­
staltungen oder Vergnügungen während des 
Hauptgottesdienstes (§ 7 Abs. 2), 

e) von Messen und Märkten (§ 7 Abs. 3), 

f) öffentlicher Veranstaltungen in Räumen mit 
Schankbetrieb, sonstiger öffentlicher Veranstal­
tungen, soweit sie nicht der Würdigung des Feier­
tages oder einem höheren Interesse der Kunst, 
Wissenschaft oder Volksbildung dienen, oder öf­
fentlicher Sportveranstaltungen (§ 8 Abs.1 und 
2), 

g) öffentlicher Tanzunterhaltungen (§ 10) oder von 
Tanzunterhaltungen von Vereinen oder geschlos­
senen Gesellschaften in Wirtschaftsräumen 
(§ 11); 

2. einem vollziehbaren Verbot nach § 8 Abs. 3 

zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu 3000 Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs.l Nr.1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die Orts­
polizeibehörden. 

DRITTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 14 

Aufgehoben werden: 

1. das Gesetz Nr.161 des früheren Landes Württem­
berg-Baden über die Sonntage, Festtage und Feier­
tage in der Fassung vom 5.November 1951 (Reg. 
BI.S.92); 

2. das Gesetz des früheren Landes Baden über den 
Schutz der Sonn- und Feiertage in der Fassung vom 
30. Dezember 1950 (GVBI. S. 302); 

3. das Gesetz des früheren Landes Württemberg-Ho­
henzollem über die Sonntage, Festtage und Feiertage 
in der Fassung vom 8. April 1952 (Reg. BI. S. 24). 

§ 15* 

Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 

* Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ur­
sprünglichen Fassung vom 13. Dezember 1954 (GBI. S.167). 

Verordnung der Landesregierung zur 
Änderung der Verordnung über die Benutzung 

und die Gebühren des 
Landesinformationssystems 

Vom 22. Mai 1995 

Auf Grund von § 17 Abs. 5 Satz 3 des Landesstatistikge­
setzes (LStatG) vom 24. April 1991 (GBI. S. 215) in Ver­
bindung mit § 24 des Landesgebührengesetzes vom 
21. März 1961 (GBI. S.59) wird verordnet: 

Artikell 

Die Verordnung der Landesregierung über die Benut­
zung und die Gebühren des Landesinformationssystems 
vom 3.Dezember 1991 (GBI. S.799, ber. 1992 S.31) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

»( 4) Die kommerzielle Weitervermarktung von Da­
ten des Landesinformationssystems (z. B. im Rahmen 
eines Datenbankangebots ) bedarf der Zustimmung 
des Statistischen Landesamts. Benutzungsgebühren 
und Auslagen werden durch Vertrag geregelt. «. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

»(1) Zugriffsberechtigte haben einen monatlichen 
Grundbetrag von 250 DM und folgende nutzungs­
abhängige Gebühren zu zahlen, soweit diese den 
Grundbetrag übersteigen: 

1. je CPU-Minute(Rechnerzeit) 25,00 DM, 

2. je 10 Transaktionen (Pro­
grammaufrufe ) 2,00 DM, 

3. je 10 übertragene Messages 0,50 DM, 

4. je 1000 Datenbankzugriffe 2,50 DM.« 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

»(2) Ist der Zugriff auf einzelne Datenbanken be­
schränkt, beträgt der monatliche Grundbetrag: 

1. für die statistischen Datenbanken 

2. fürjedeNachweisdatenbank 

150 DM, 

50DM.« 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt 
geändert: 

aa) In Nummer 3 werden nach dem Wort »Regio­
nalverbände,« die Worte »der Verband Re­
gion Stuttgart, die Landeswohlfahrtsver­
bände« eingefügt. 

bb) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ein­
gefügt: 

»4. die Universitäten, sonstigen Hochschulen 
und Berufsakadernien des Landes sowie 
die öffentlichen Schulen und genehmigten 
Ersatzschulen des Landes. «. 

ce) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 
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3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort» Benut­
zungsgebühren « und in Absatz 1 Satz 1 nach dem 
Wort »Bei« jeweils die Worte »mündlichen oder 
schriftlichen« gestrichen. 

b) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

»Der Gebührensatz für eine Arbeitsstunde bemißt 
sich nach der jeweils geltenden VwV-Kostenfestle­
gung des Landes.«. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geMndert: 

aa) In Nummer 3 werden nach dem Wort »Regio­
nalverbänden,« die Worte »dem Verband Re­
gion Stuttgart, den Landeswohlfahrtsverbän­
den« eingefügt. 

bb) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ein­
gefügt: 

»4. den Universitäten, sonstigen Hochschulen 
und Berufsakadernien des Landes sowie 
den öffentlichen Schulen und genehmig­
ten Ersatzschulen des Landes,«. 

ce) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

4. In der Anlage zu § 4 Absatz 2 werden die Nummern 
1.5 und 3 vollständig gestrichen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des auf die Ver­
kündung folgenden Monats in Kraft. 

STUTIGART, den 22. Mai 1995 

Die Regierung des Landes Baden-Würltemberg: 

DR. SPÖRI 

BIRZELE 

VON 'ThOTIIA 

WEISER 

SCHAUFLER 

WABRO 
WEINMANN 

TEUFEL 

DR. VETTER 

DR. SCHULTZ-HEcrOR 

DR. SCHÄUBLE 

SOLINGER 

UNGER-SOYKA 

BAUMHAUER 
REINELT 

Verordnung der Landesregierung und des 
Innenministeriums zur Änderung der 

Ausländer- und Asyl­
Zuständigkeitsverordnung 

Vom 19. Juni 1995 

Es wird verordnet auf Grund von 

1. § 5 Abs. 3 und 4, § 12 Abs.l Satz 2 des Landesverwal­
tungsgesetzes in der Fassung vom 2.Januar 1984 
(GBL S.101), 

2. § 4 Abs.2 des Landesverwaltungsvollstreckungsge­
setzes vom 12. März 1974 (GBL S.93), 

3. § 63 Abs.l Satz 2 des Ausländergesetzes (AusIG) 
vom 9.Juli 1990 (BGB1.I S.1354, 1356), eingefügt 
durch Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung des 
Asylverfahrens vom 26. Juni 1992 (BGBL I S.1126): 

Artikell 

Die Ausländer- und Asyl-ZustMndigkeitsverordnung 
vom l.Juli 1992 (GBL S.349, ber. S.447), geändert 
durch Verordnung vom 4.Juli 1994 (GBL S.356), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

»(1) Ausländerrechtliche Maßnahmen und Ent­
scheidungen, für die keine andere Ausländerbe­
hörde zuständig ist, trifft die AusJänderbehörde, in 
deren Bezirk sich die Notwendigkeit der Anord­
nung ergibt. «. 

b) In Absatz 2 werden in Satz 1 nach den Worten »de­
ren Erteilung und Verlängerung« die Worte », die 
zeitweise Aussetzung der Abschiebung (Dul­
dung)« eingefügt. Nach Satz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

»Hat eine andere Ausländerbehörde die Abschie­
bung angedroht oder angeordnet, bedarf die Ertei­
Jung einer Duldung der Zustimmung der anderen 
Ausländerbehörde. «. 

c) In Absatz 3 wird nach Satz 3 folgender Satz einge­
fügt: 

»Befindet sich der Ausländer in Abschiebungs­
haft, ist abweichend von den Sätzen 2 und 3 die 
Ausländerbehörde zuständig, in deren Bezirk sich 
der Ausländer bei der Beantragung der Abschie­
bungshaft aufgehalten hat. «. 

Im neuen Satz 5 wird die Zahl» 3« durch die Zahl 
»4« ersetzt. 

d) Absatz 4 wird aufgehoben. Die bisherigen AbsMtze 
5 bis 8 werden Absätze 4 bis 7. 

e) Im neuen Absatz 4 Satz 1 werden die Worte »§ 8 
Abs.2 Satz 2 AuslG« durch die Worte »§ 8 Abs. 2 
Satz 3 AuslG« ersetzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte »§ 8 Abs.2 
Satz 2 AuslG« durch die Worte» § 8 Abs. 2 Satz 3 
AuslG« ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 3 Nr. 2 werden die Worte »der 
Aufnahmebehörde« durch die Worte »nach dem 
Asylverfahrensgesetz« ersetzt. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. Die bisherigen Absätze 
4 und 5 werden Absätze 3 und 4. 
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d) Der neue Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

»(3) Die Regierungspräsidien sind feruer zustän­
dig für die Entscheidung über eine zeitweise Aus­
setzung der Abschiebung (Duldung) abgelehnter 
Asylbewerber einschließlich ihrer Familienange­
hörigen, auch wenn diese keinen Asylantrag ge­
steilt haben. Sie sind weiter zuständig für den 
Widerruf einer nach Satz 1 erteilten Duldung so­
wie die Entscheidung nach § 42 Satz 2 AsylVfG 
über den späteren Eintritt und den Wegfall des 
Abschiebungshindernisses nach § 53 Abs.3 
AusiG. Die Regierungspräsidien können die un­
teren Ausländerbehörden mit der Ausstellung 
der entsprechenden Bescheinigungen beauftra­
gen.«. 

3. Nach § S werden folgende §§ 6 bis 8 eingefügt: 

»§ 6 

Besondere Zuständigkeiten der Regierungspräsidien 
für die Aufenthaltsbeendigung 

(1) Die Regierungspräsidien sind zuständig für Maß­
nahmen und Entscheidungen zur Beendigung des 
Aufenthalts abgelehnter Asylbewerber einschließlich 
ihrer Familienangehörigen, auch wenn diese keinen 
Antrag gestellt haben. Die Zuständigkeit urnfaßt ins­
besondere 

1. den Erlaß von Abschiebungsandrohungen oder 
-anordnungen gegenüber Familienangehörigen von 
Asylbewerbern, die keinen eigenen Asylantrag ge­
stellt haben, 

2. die Entscheidung, ob Abschiebungshindernisse 
vorliegen, soweit hierfür nicht das Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge zustän­
dig ist, 

3. die Beschaffung der erforderlichen Heimreisedo­
kumente, soweit dies nicht im Wege der Amtshilfe 
durch das Bundesministerium des Innern oder die 
von ihm bestimmte Stelle (§ 43b AsylVfG) er­
folgt, 

4. die Organisation der Abschiebung, 

S. die Beantragung von Abschiebungshaft, 

6. die Vertretung des Landes in verwaltungsgerichtli­
chen Verfahren, soweit diese ausschließlich die 
Aufenthaltsbeendigung betreffen, und 

7. die Durchführung des § 82 AuslG hinsichtlich der 
Abschiebungskosten. 

(2) Bei anderen als den in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Ausländern sind die Regierungspräsidien zuständig 
für 

1. die Entscheidung, ob Abschiebungshindernisse 
nach § 53 AuslG vorliegen, 

2. die Beschaffung der erforderlichen Heimreisedo-
kumente, 

3. die Organisation der Abschiebung, 

4. die Beantragung von Abschiebungshaft und 

5. die Durchführung des § 82 AuslG hinsichtlich der 
Abschiebungskosten. 

(3) Bei anderen als den in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Ausländern sind auch die unteren Ausländerbehör­
den für die Beantragung von Abschiebungshaft zu­
ständig. 

§7 

Besondere Zuständigkeiten der Regierungspräsidien 
für die Ausweisung 

(1) Die Regierungspräsidien sind zuständig für die 
Ausweisung straffälliger Ausländer, wenn sich diese 
auf richterliche Anordnung in Strafbaft oder länger als 
eine Woche in Untersuchungshaft befinden. Eine 
nach Satz 1 begründete Zuständigkeit bleibt bis zur 
Entscheidung über die Ausweisung bestehen, auch 
wenn der Ausländer aus der Haft entlassen wird. 

(2) Bis zur Entscheidung über die Ausweisung nach 
Absatz 1 entscheiden die Regierungspräsidien auch 
über die Erteilung oder Verlängerung einer Aufent­
haltsgenehmigung. Wird der Ausländer ausgewiesen, 
entscheidet das Regierungspräsidium gleichzeitig 
über einen Antrag auf Erteilung oder Verlängerung 
einer Aufenthaltsgenehmigung und erläßt die Ab­
schiebungsandrohung oder -anordnung. 

(3) Die Erteilung einer Duldung bedarf der Zustim­
mung des für die Ausweisung zuständigen Regie­
rungspräsidiums. 

§8 

Zuständigkeit bei Ausländern, die sich einer 
Drogentherapie unterziehen 

Der Haft im Sinne dieser Verordnung steht der Auf­
enthalt in einer staatlich anerkannten Einrichtung im 
Sinne von § 35 Abs. 1 Satz 2 des Betäubungsmittelge­
setzes (BtMG) gleich, wenn die Strafvollstreckung ge­
mäß §§ 35 und 38 Abs.1 BtMG zurückgestellt wird. «. 

4. Die bisherigen §§ 6 bis 8 werden §§ 9 bis 11. 

Artikel 2 

Bei Ausländern, die sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Verordnung auf richterliche Anordnung in Straf­
oder Untersuchungshaft oder in einer staatlich aner­
kannten Einrichtung im Sinne von § 35 Abs. 1 Satz 2 
BtMG befinden, bleibt die Ausländerbehörde, die nach 
den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften zu-
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ständig war, abweichend von §§ 7 und 8 für die Entschei­
dung über die Ausweisung zuständig. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1995 in Kraft. 

STUTIGART, den 19. Juni 1995 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

TEUFEL 
DR. VETTER BIRZELE 

DR. SCHuLTz-HECIOR VON ThOTHA 
MAYER-VORFELDER 

SOLINGER 
SCHAUFLER 

BAUMHAUER 
REINELT 

DR. SCHÄUBLE 
WEISER 

SCHÄFER 
WABRO 

WEINMANN 

Innenministerium: 
BIRZELE 

Verordnung der Landesregierung über die 
gerichtliche Zuständigkeit zur Führung des 

Partnerschaftsregisters und zur Übertragung 
von Ermächtigungen zum Erlaß von 

Rechtsverordnungen für das 
Partnerschaftsregister 

Vom 19. Juni 1995 

Es wird verordnet auf Grund von 

1. § 160b Abs.1 Satz 2 des Gesetzes über die Angele­
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der Fas­
sung von Artikel 5 des Gesetzes vom 6.Juni 1995 
(BGBl.I S. 778) in Verbindung mit § 125 Abs.2 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in der Fassung von Artikel 6 des Ge­
setzes vom 20. Dezember 1993 (BGBl.I S. 2182), 

2. § 5 Abs.2 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes 
vom 25. Juli 1994 (BGBl.I S.1744) in Verbindung mit 
§ 8 a Abs.1 Satz 3 des Handelsgesetzbuchs vom 
1O.Mai 1897 (RGBl. S.219), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 20.Dezember 1993 
(BGBl.I S.2182): 

§ 1 

Das Partnerschaftsregister wird bei dem zur Führung des 
Handelsregisters zuständigen Gericht geführt. 

§2 

Die 

1. in § 160b Abs.1 Satz 2 in Verbindung mit § 125 Abs. 2 
Satz 1 des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei­
willigen Gerichtsbarkeit, 

2. in § 5 Abs.2 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes 
in Verbindung mit § 8a Abs.1 Satz 1 des Handelsge­
setzbuchs 

enthaltenen Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver­
ordnungen werden auf das Justizministerium übertra­
gen. 

§ 3 

Das Justizministerium ist ermächtigt, § 1 dieser Verord­
nung abzuändern oder aufzuheben. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

STUTTGART, den 19. Juni 1995 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg 

TEUFEL 
DR. VETTER 

DR. SCHULTZ-HECIOR 
BIRZELE 

VONTROTHA 
MAYER-VORFELDER 

SOLINGER 
SCHAUFLER 

BAUMHAUER 
REINELT 

DR. SCHÄUBLE 
WEISER 

SCHÄFER 
WABRO 

WEINMANN 

Verordnung 
des Kultusministeriums zur Änderung der 

Verordnung über die Jahrgangsstufen 12 und 
13 sowie über die Abiturprüfung an 

Gymnasien der Normalform und Gymnasien 
in Aufbauform mit Heim 

Vom 2. Mai 1995 

Auf Grund von § 8 Abs.4 Nr. 8, § 35 Abs.3 und § 89 
Abs.1 nnd 2 Nr. 5 des Schulgesetzes für Baden-Würt­
temberg in der Fassung vom 1. August 1983 (GBl. 
S.397) wird verordnet: 

Artikell 

Die Verordnung des Kultusministeriums über die Jahr­
gangsstufen 12 und 13 sowie über die Abiturprüfung an 
Gymnasien der Normalform und Gymnasien in Aufbau­
form mit Heim vom 20. April 1983 (K. u. U. S. 367; GBL 
S. 323), zuletzt geändert durch Verordnung vom 16.Juni 
1992 (GBl. S.438), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs.2 erhält folgende Fassung: 

»(2) Die Zeugnisse sind auszugeben 

1. in der Jahrgangsstufe 12 am Ende des jeweiligen 
Schulhalbjahres, 
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2. in der Jahrgangsstufe 13 für das erste Schulhalbjahr 
am Ende dieses Schulhalbjahres und für das zweite 
Schulhalbjahr mit der Bekanntgabe der Ergebnisse 
der schriftlichen Abiturprüfung. «. 

2. § 24 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Die praktische Prüfung in Sport als Leistungsfach 
und als Grundkursfach erstreekt sich nach Wahl des 
Schülers jeweils auf eine Individualsportart und eine 
Mannschaftssportart, die den Sportbereichen 1 und 2 
angehören müssen und in denen er im Verlauf der 
Jahrgangsstufen 12 und 13 unterrichtet wurde.«. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1995 in Kraft mit 
Ausnahme von Artikel 1 Nr. 2, der am 1. August 1996 in 
Kraft tritt. 

STUTIGART, den 2. Mai 1995 DR. SCHULTz-HECTOR 

Verordnung des Sozialministeriums 
über die Dienstaufsicht 

bei den Gerichten für Arbeitssachen 
(ArbGDaVO) 

Vom 12. Mai 1995 

Es wird verordnet auf Grund von: 

1. § 15 Abs.2 und § 34 Abs.2 des Arbeitsgerichtsgeset­
zes in der Fassung vom 2. Juli 1979 (BGBI.I S. 853), 
geändert durch Arbeitsgerichtsgesetz-Änderungsge­
setz vom 26.Juni 1990 (BGBl.I S.1206) im Einver­
nehmen mit dem Justizministerium, 

2. § 1 des Gesetzes über Rechtsverordnungen im Be­
reich der Gerichtsbarkeit vom 1. Juli 1960 (BGBLI 
8.481) in Verbindung mit § 2 der Verordnung der 
Landesregierung über die Zuständigkeit zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen im Bereich der Gerichtsbar­
keit vom 19.Januar 1965 (GBI. 8.5), geändert durch 
Artikel 120 der Verordnung vom 19. März 1985 (GBl. 
8.71). 

§ 1 

Die Dienstaufsicht über die Gerichte für Arbeitssachen 
üben aus: 

1. das 80zialministerium über sämtliche Gerichte für Ar­
beitssachen; 

2. die Präsidentin oder der Präsident des Landesarbeits­
gerichts über das Landesarbeitsgericht und über die 
Arbeitsgerichte; 

3. die aufsichtführenden Richterinnen oder Richter der 
Arbeitsgerichte über diese Gerichte. 

§2 

Die Dienstaufsicht über ein Gericht nach § 1 erstreckt 
sich zugleich auf sämtliche bei diesem Gericht beschäf­
tigten Bediensteten. Die Dienstaufsicht der aufsichtfüh­
renden Richterinnen oder Richter der Arbeitsgerichte 
mit weniger als vier Kammern erstreckt sich nicht auf die 
bei diesen Gerichten beschäftigten Richterinnen und 
Richter. 

§ 3 

(1) Bei den Gerichten für Arbeitssachen wird eine stän­
dige Vertreterin oder ein ständiger Vertreter der Präsi­
dentin bzw. des Präsidenten oder der aufsichtführenden 
Richterin bzw. des aufsiehtführenden Richters bestellt. 
Weitere aufsichtführende Richterinnen und Richter 
können bei den Gerichten für Arbeitssachen bestellt 
werden. 

(2) Wer zur ständigen Vertreterin oder zum ständigen 
Vertreter der Präsidentin bzw. des Präsidenten oder der 
aufsichtführenden Richterin bzw. des aufsichtführenden 
Richters bestellt ist, nimmt auch die diesen übertragenen 
Geschäfte der Dienstaufsicht wahr. 

(3) Ist bei einem Gericht eine weitere aufsichtführende 
Richterin oder ein weiterer aufsichtführender Richter 
bestellt, nimmt sie oder er die ihr oder ihm von der Präsi­
dentin bzw. vom Präsidenten oder von der aufsichtfüh­
renden Richterin bzw. vom aufsichtführenden Richter 
übertragenen Geschäfte der Dienstaufsicht wahr. 8ie 
oder er vertritt die Präsidentin bzw. den Präsidenten 
oder die aufsichtführende Richterin bzw. den aufsicht­
führenden Richter sowie eine ständige Vertreterin bzw. 
einen ständigen Vertreter, wenn diese verhindert sind. 

(4) Ist eine ständige Vertreterin oder ein ständiger Ver­
treter noch nicht bestellt oder ist sie oder er verhindert 
und ist auch keine weitere aufsichtführende Richterin 
oder kein weiterer aufsichtführender Richter bestellt, 
richtet sich die weitere Vertretung nach § 21h 8atz 2 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes, soweit die aufsichtfüh­
rende Richterin bzw. der aufsichtführende Richter keine 
andere Bestimmung trifft. Die Vertretung beschränkt 
sich auf Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden. 

§4 

Wer die Dienstaufsicht ausübt, ist Dienstvorgesetzte 
bzw. Dienstvorgesetzter. In der Dienstaufsicht liegt die 
Befugnis, die ordnungswidrige Ausführung eines Amts­
geschäfts vorzuhalten und zu einer sachgemäßen Erledi­
gung zu ennahnen. 

§ 5 

(1) Für die Erledigung der den Gerichten für Arbeitssa­
chen zugewiesenen Aufgaben der Gerichtsverwaltung 
gelten §§ 1 und 3 entsprechend. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Landesar­
beitsgerichts sowie die aufsichtführenden Richterinnen 
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oder Richter der Arbeitsgerichte können die ihrer 
Dienstaufsicht unterstellten Richterinnen und Richter 
zu den Geschäften der Gerichtsverwaltung heranziehen. 
§ 3 gilt entsprechend. 

§6 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Sozialministe­
riums über die Dienstaufsicht bei den Gerichten für Ar­
beitssachen vom 22. März 1955 (GBl. S.67), zuletzt ge­
ändert durch Artikel 98 der Verordnung vom 23.Juli 
1993 (GBl. S. 533), außer Kraft. 

STurWART , den 12. Mai 1995 SOLINGER 

Verordnung 
des Justizministeriums über die Führung des 

Güterrechtsregisters für den Bezirk des 
Amtsgerichts Stuttgart-Bad Cannstatt 

Vom 16. Mai 1995 

Auf Grund von § 1558 Abs.2 BGB in Verbindung mit 
§ 1 des Gesetzes über Rechtsverordnungen im Bereich 
der Gerichtsbarkeit vom 1.Juli 1960 (BGBl.l S.481) 
und § 1 NI. 1 der Verordnung der Landesregierung über 
die Zuständigkeit zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
im Bereich der Gerichtsbarkeit vom 19.Januar 1965 
(GBI. S.5) wird verordnet: 

§1 
Die Führung des Güterrechtsregisters für den Bezirk des 
Amtsgerichts Stuttgart-Bad Cannstatt wird dem Amts­
gericht Stuttgart übertragen. 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Justizmi­
nisteriums über die Führung des Handelsregisters und 
anderer Register für den Bezirk des Amtsgerichts Stutt­
gart-Bad Cannstatt vom 8. März 1965 (GBI. S.75) außer 
Kraft. 

STUITGART, den 16. Mai 1995 DR. SCHÄUBLE 

Verordnung des Ministeriums Ländlicher 
Raum über tierschutzrechtliche 

Zuständigkeiten 

Vom 9. Juni 1995 

Auf Grund von § 5 Abs.3 des Landesverwaltungsgeset­
zesin der Fassung vom 2. Januar 1984 (GBl. S.101) wird 
verordnet: 

Artikell 

Zuständige Behörde im Sinne von § 11 der Kälberhal­
tungsverordnung vom 1. Dezember 1992 (BGBl. I 
S.1977) ist die untere Verwaltungsbehörde. 

Artikel 2 

Die Verordnung des Ministeriums Ländlicher Raum 
über Zuständigkeiten nach dem Tierschutzgesetz vom 
24. April 1987 (GBl. S.153), zuletzt geändert durch Arti­
kel 77 der 3.Anpassungsverordnung vom 13.Februar 
1989 (GBl. S.101), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Nr.3 wird gestrichen. 

2. Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3. 

Artikel 3 

Die Verordnung des Ministeriums Ländlicher Raum 
über Zuständigkeiten nach dem Europäischen Überein­
kommen über den Schutz von Tieren beim internationa­
len Transport vom 17. Dezember 1974 (GBl. 1975 S.83), 
zuletzt geändert durch Artikel 76 der 3. Anpassungsver­
ordnung vom 13.Februar 1989 (GBl. S.101), wird wie 
folgt geändert: 

In § 1 NI. 2 werden die Worte »das Staatliche Veterinär­
amt« durch die Worte »die untere Verwaltungsbehörde« 
ersetzt. 

Artikel 4 

Die Verordnung des Ministeriums Ländlicher Raum 
über Zuständigkeiten nach der Hennenhaltungsverord­
nung vom 6.Dezember 1988 (GBl. 1989 S.9) wird wie 
folgt geändert: 

§ 1 erhält folgende Fassung: 

»§ 1 

Zuständige Behörde im Sinne von § 7 der Hennenhal­
tungsverordnung vom 10. Dezember 1987 (BGBI.I 
S.2622) ist die untere Verwaltungsbehörde. «. 

ArtikelS 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1995 in Kraft. 

STUT'fGART, den 9. Juni 1995 WEISER 

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
über die Festsetzung von Zulassungszahlen 

an den Fachhochschulen im Wintersemester 
1995/96 und im Sommersemester 1996 

(Zulassungszahlenverordnung-FH 1995/96-
ZZVO-FH 1995/96) 

Vom 12. Juni 1995 

Auf Grund von §§ 3 und 5 des Hochschulzulassungsge­
setzes vom 22. März 1993 (GBI. S.201), geändert durch 
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Artikel 25 der 4.Anpassungsverordnung vom 22.Juli 
1993 (GBl. S.533), wird nach Anhörung der Fachhoch­
schulen verordnet: 

§ 1 

Zulassungs zahlen 

Für die in der Anlage 1 bezeichneten Studiengänge an 
den dort genannten Fachhochschulen werden für das 
Wintersemester 1995/96 und das Sommersemester 1996 
Zahlen der höchstens aufzunehmenden Bewerberinnen 
und Bewerber (Zulassungszahlen) festgesetzt. 

§2 

Zulassungszahlen für das erste Fachsemester 

(1) Die Zulassungszahlen das erste Fachsemester erge­
ben sich aus der Anlage 1. 

(2) Für folgende Studiengänge werden zusätzlich Zulas­
sungszahlen für das erste praktische Studiensemester 
festgesetzt: 

Fachhochschule Pforzheim 

Absatzwirtschaft : 32 (davon im Wintersemester : 16), 

Außenwirtschaft: 44 ( davon im Wintersemester : 22), 

Betriebsorganisation/Wirtschaftsinformatik: 
39 ( davon im Wintersemester : 19), 

Logistik, Beschaffung und Wertanalyse: 
29 ( davon im Wintersemester : 14), 

Markt- und Meinungsforschung: 
33 (davon im Wintersemester : 16), 

Personalwirtschaft: 19 (davon im Wintersemester: 9), 

Rechnungswesen: 26 ( davon im Wintersemester : 13), 

Steuer- und Revisionswesen : 
31 (davonim Wintersemester: 16), 

Werbewirtschaft: 40 (davon im Whttersemester: 20). 

(3) In den in Absatz 2 genannten Studiengängen können 
Bewerberinnen und Bewerber, denen eine Berufsausbil­
dung oder Berufstätigkeit auf das erste praktische Stu­
diensemester angerechnet worden ist, nur in dem Um­
fang der Differenz zwischen der in der Anlage 1 festge­
setzten Zulassungszahl für das erste Fachsemester und 
der Zahl der Studierenden zugelassen werden, die nach 
Absolvieren des ersten praktischen Studiensemesters die 
Ausbildung fortsetzen. 

§3 

Zulassungsbeschränkungen fUr das zweite 
und die höheren Fachsemester 

(1) Für die in der Anlage 2 bezeichneten Studiengänge 
an den dort genannten Fachhochschulen werden für das 
Wintersemester 1995/96 und das Sommersemester 1996 
Zulassungszahlen für höhere Fachsemester (Auffüll­
grenzen ) festgesetzt. 

(2) Die Auffüllgrenzen für höhere Fachsemester ent­
sprechen den für den jeweiligen Studiengang festgesetz­
ten Zulassungszahlen für das erste Fachsemester (An­
lage 1). Dabei ist im Wintersemester 1995/96 für Fachse­
mester mit ungerader Zahl die für das Wintersemester 
und für Fachsemester mit gerader Zahl die für das Som­
mersemester festgesetzte Zulassungszahl und im Som­
mersemester 1996 für Fachsemester mit ungerader Zahl 
die für das Sommersemester und für Fachsemester mit 
gerader Zahl die für das Wintersemester festgesetzte Zu­
lassungszahl maßgeblich. 

(3) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht Studienan­
fänger sind, werden zum Weiterstudium im zweiten oder 
einem höheren Fachsemester nur in dem Maße neu auf­
genommen, wie die Zahl der Studierenden im jeweiligen 
Fachsemester unter der festgesetzten Auffüllgrenze 
liegt. Das erste praktische Studiensemester wird nicht 
aufgefüllt. 

(4) Nicht neu aufgenommen werden 

1. an der Fachhochschule Karlsruhe im Studiengang 
Fahrzeugtechnologie im Wintersemester 1995/96 Be­
werberinnen und Bewerber zum Weiterstudium im 
sechsten oder einem höheren Semester und im Som­
mersemester 1996 Bewerberinnen und Bewerber zum 
Weiterstudium im siebten oder einem höheren Seme­
ster. 

2. an der Fachhochschule Mannheim (Technik und 
Gestaltung) in den Studiengängen Fertigungstechnik 
und Wirtschaftsingenieurwesen, an der Fachhoch­
schule Pforzheim in den Studiengängen Elektro­
technik und Wirtschaftsingenieurwesen, an der 
Fachhochschule Rottenburg im Studiengang Forst­
wirtschaft, an der Fachhochschule Stuttgart (Biblio­
thekswesen) im Studiengang Wissenschaftliche Bi­
bliotheken und an der Fachhochschule Ulm im Stu­
diengang Elektronikfertigung im Wintersemester 
1995/96 Bewerberinnen und Bewerber zum Weiter­
studium im zweiten oder einem höheren Semester 
und im Sommersemester 1996 Bewerberinnen und 
Bewerber zum Weiterstudium im dritten oder einem 
höheren Semester. 

§4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1995 in Kraft. Gleich­
zeitig tritt die Verordnung des Wissenschaftsministe­
riums über die Festsetzung von Zulassungszahlen an den 
Fachhochschulen im Wintersemester 1993/94 und im 
Sommersemester 1994 (Zulassungszahlenverordnung­
FR 1993/94 - ZZVO-FH 1993/94) vom 24. Mai 1993 
(GBl. S.350) außer Kraft. 

STUTTGART,den 12. Juni 1995 vON1'ROTHA 
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ZuLassungszahlen für das erste Fachsemester 

Fachhochschule 
Jahr 

Studiengang 
1995/96 

1 2 

Aalen 

Augenoptik 40 
Chemie 70 
Elektronik/Technische Informatik 70 
Feinwerktechnik 70 
Fertigungstechnik 70 
Kunststoff technik 70 
Maschinenbau 72 
Oberflächentechnik / Werkstoffkunde 70 
Optoelektronik 70 
Wirtschaftsingenieurwesen 76 

Albstadt-Sigmaringen I Standort Albstadt 

Bekleidungstechnik 70 
Maschinenbau 70 
Technische Informatik 70 

Albstadt-Sigmaringen/ Standort Sigmaringen 

Betriebswirtschaft 80 
Ernährungs- und Hygienetechnik 90 
Pharmatechnik 60 

Biberach 

Architektur 68 
Bauingenieurwesen 90 
Bauingenieurwesen IProjektmanagement 75 
Betriebswirtschaft (Bau) 90 

Esslingen (Sozialwesen) 

Sozialarbeit/Sozialpädagogik 150 

Esslingen (Technik) 

Elektrische Energietechnik 70 
Feinwerktechnik* ) 70 
Maschinenbau/Energietechnik } 140 
Maschinenbau/Produktionstechnik 
Maschinenbau/Fahrzeugtechnik 140 
Maschinenbau/Informatik 

( Aufbaustudiengang) 50 
Nachrichtentechnik } 175 
Technische Informatik 
Versorgungstechnik 70 
Wirtschaftsingenieurwesen 86 
Wirtschaftsingenieurwesen 

( Aufbaustudiengang) 60 

*) künftig AußensteIle Göppingen 

Zulassungszahlen 

davon 

WS 

3 

0 
46 
40 
40 
35 
35 
47 
40 
35 
38 

35 
35 
40 

40 
60 
30 

34 
55 
38 
45 

150 

40 
40 

} 80 } 
80 

25 

} 100 } 
35 
43 

30 

Anlage 1 
Zu§l 

SS 

4 

40 
24 
30 
30 
35 
35 
25 
30 
35 
38 

35 
35 
30 

40 
30 
30 

34 
35 
37 
45 

0 

30 
30 

60 

60 

25 

75 

35 
43 

30 
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Fachhochschule 
Zulassungszahlen 

Jahr davon 
Studiengang 

1995/96 WS SS 

1 2 3 4 

Esslingen (Technik)1 
AußensteUe Göppingen 

Elektronik I Mikroelektronik 50 30 20 
Maschinenbau IFertigungssysteme*) 70 40 30 

Furtwangen 

Medieninformatik 68 34 34 
Product -Engineering 80 40 40 
Wirtschaftsinformatik 70 35 35 

Heilbronn 

Elektronik 70 42 28 
European Tourism Management 

( Aufbaustudiengang) 10 10 0 
Feinwerktechnik 70 42 28 
Fertigungs-Betriebswirtschaft 80 40 40 
Maschinenbau 75 45 30 
Medizinische Informatik 70 35 35 
Produktionstechnk 87 52 35 
Touristik-Betriebswirtschaft 90 45 45 
Verfahrens- und Umwelttechnik 80 48 32 
Ver kehrs-Betriebswirtschaft 98 49 49 
Weinwirtschaft 15 15 0 

Heilbronn I AuUenstelle Künzelsau 

Elektrotechnik 70 42 28 
Wirtschaftsingenieurwesen 70 42 28 

" .... 
" Karlsmhe 

" , 
·i 

Architektur 83 42 41 
Baubetrieb 88 44 44 
Bauingenieurwesen 84 42 42 
Elektrische Energietechnik 74 42 32 
Fahrzeugtechnologie 38 38 0 
Feinwerktechnik 80 40 40 
Informatik 80 42 38 
Maschinenbau I Automatisierungstechnik 140 80 60 
Nachrichtentechnik 72 38 34 
Sensorsystemtechnik 70 40 30 
Vermessungswesen 70 40 30 
Wirtschaftsinformatik 80 42 38 
Wirtschaftsingenieurwesen 114 80 34 

Konstanz 

Architektur 72 36 36 
Bauingenieurwesen 85 45 40 
Betriebswirtschaft 80 40 40 

I 

*) künftig Esslingen 
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Fachhochschule 
Zulassungszahlen 

Jahr davon 
Studiengang 

1995/96 WS SS 

1 2 3 4 

Elektrische Energie- und 
Automatisierungstechnik 70 45 25 

Elektrische N achrich tentechnik 75 45 30 
Kommunikationsdesign 18 18 0 
Maschinenbau! 

Betriebs- und Fertigungstechnik 75 45 30 
Maschinenbau! 

Konstruktion und Verfahrenstechnik 80 45 35 
Technische Informatik 70 45 25 
Wirtschaftsinformatik 85 45 40 

Mannheim (Sozialwesen) 

Sozialarbeit! Sozialpädagogik 116 58 58 

Mannheim (Technik und Gestaltung) 

Automatisierungstechnikl 
Elektrische Energietechnik 100 50 50 

Biotechnologie 64 32 32 
Chemie! Chemische Technik 96 48 48 
Fertignngstechnik 70 35 35 
Grafik-Design 48 24 24 
Informatik 90 45 45 
Maschinenbau 86 43 43 
Nachrichtentechnik 160 80 80 
Verfahrenstechnik! Apparatebau 110 55 55 
Wirtschaftsingenieurwesen 70 35 35 
Wirtschaftsingenieurwesen (gemeinsam 

mit der Fachhochschule Ludwigshafen) 32 16 16 

Nürtingen 

Betriebswirtschaft 296 148 148 
Internationale Wirtschaftsbeziehungen 

( Aufbaustudiengang) 40 20 20 
Landespflege 136 68 68 
Umweltschutz (Aufbaustudiengang) 40 20 20 

Nürtingen! Außensteile Geislingen 

Betriebswirtschaft 90 45 45 

Otfenburg 

Automatisierungstechnik 76 38 38 
Maschinenbau 84 42 42 
Nachrichtentechnik 76 38 38 
Technische Betriebswirtschaft 84 42 42 
Verfahrens- und Umwelttechnik 70 35 35 
Versorgungstechnik 80 40 40 
Wirtschaftsingenieurwesen 84 42 42 
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Fachhochschule 
Zulassungszahlen 

-- Jahr davon 
Studiengang 

1995/96 WS SS 

1 2 3 4 

Pforzheim 

Absatzwirtschaft 70 35 35 
Außenwirtschaft/Fremdsprachen 80 40 40 
Betriebsorganisation/Wirtschaftsinformatik 70 35 35 
Elektrotechnik 70 35 35 
Logistik, Beschaffung und Wertanalyse 70 35 35 
Markt- und Meinungsforschung 60 30 30 
Personal wirtschaft 60 30 30 
Rechnungswesen 75 38 37 
Steuer- und Revisionswesen 85 43 42 
Werbewirtschaft 70 35 35 
Wirtschaftsingenieurwesen 70 35 35 
Wirtschaftsingenieurwesen 

( Aufbaustudiengang) 80 50 30 

Ravensburg·Weingarten 
Elektronik 80 45 35 
Maschinenbau 80 45 35 
Physikalische Technik 80 45 35 
Sozialarbeit 53 53 0 
Technische Informatik 80 45 35 

Reutlingen 

Allgemeine Chemie/Kunststoffe/Textilchemie 104 52 52 
Außenwirtschaft 120 60 60 
Automatisierungstechnik 72 36 36 
Elektronik 72 36 36 
Europäisches Studienprogramm für 
Betriebswirtschaft 

Deutsch-englischer Studiengang 40 40 0 
- Deutsch-französischer Studiengang 40 40 0 

Deutsch-spanischer Studiengang 20 20 0 
Fertigungswirtschaft 80 40 40 
Internationales Marketing 

( Aufbaustudiengang) 100 50 50 
Maschinenbau 70 35 35 
Textildesign 18 18 0 
Textiltechnik 100 50 50 
Wirtschaftsinformatik 70 35 35 

Rottenburg 

Forstwirtschaft 85 85 0 

Stuttgart (Bibliothekswesen) 

Dokumentation 25 25 0 
Öffentliche Bibliotheken 123 123 0 
Wissenschaftliche Bibliotheken 30 30 0 
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Fachhochschule 
Zulassungszahlen 

Jahr davon 
Studiengang 

1995/96 WS 

1 2 3 

Stuttgart (Druck) 

Druckereitechnik 55 28 
Chemie (Farbe) 60 30 
Medientechnik 64 32 
Verlagswirtschaft und Verlagsherstellung 35 18 
Verpackungstechnik und Druck-

verarbeitung 52 26 
Werbewirtschaft 46 23 
Wirtschaftsingenieurwesen (Druck) 61 31 

Stuttgart (Technik) 

Architektur 182 91 
Bauingenieurwesen 159 95 
Bauphysik 32 32 
Innenarchi tektur 32 0 
Mathematik 90 60 
Vermessungswesen 100 67 

UIrn 

Elektronikfertigung 36 36 
Fahrzeugtechnik 78 39 
Feinwerktechnik 72 42 
Industrieelektronik 68 34 
Maschinenbau 80 45 
Medizintechnik 72 42 
Nachrichtentechnik 72 36 
Produktionstechnik 78 39 
Technische Informatik 84 42 
Wirtschaftsingenieurwesen (gemeinsam mit der 

Fachhochschule Kempten-Neu-Ulm) *) *) 

! Ulm! Außensteße Geislingen 

Automatisierungstechnik 

I 

70 35 

I 

Zulassungsbeschränkungen für höhere Fachsemester 

Fachhochschule Studiengang 

1 2 

Aalen alle Studiengänge 

SS 

4 

27 
30 
32 
17 

26 
23 
30 

91 
64 
0 

32 
30 
33 

0 
39 
30 
34 
35 
30 
36 
39 
42 

*) 

35 

Anlage 2 
Zu§3 

Albstadt-Sigmaringen M.",Wn,nb.u ~ 
Biberach alle Studiengänge 

Esslingen (Sozial wesen) alle Studiengänge (nur zweites Fachs~mester) 

*) Die Zulassungszahlen werden bei der Fachhochschule Kempten-Neu-U1m ausgewiesen 

463 



464 GBL vom 3D. Juni 1995 Nr.17 

Fachhochschule Studiengang 

1 2 

Esslingen (Technik) alle Studiengänge (nur im Grundstudium) 

Esslingen (Technik) I alle Studiengänge 
Außenstelle Göppingen (nur im Grundstudium) 

Heilbronn alle Studiengänge 

Heilbronn/ Außenstelle alle Studiengänge 
Künzelsau 

Karlsruhe aUe Studiengänge 

Konstanz alle Studiengänge 

Mannheim (SozialweseIl) alle Studiengänge (nur zweites Fachsemester) 

Mannheim (Technik) alle Studiengänge 

Nürtingen Landespflege 

Offenburg alle Studiengänge 

Pforzheim alle Studiengänge 

Ravensburg-Weingarten alle Studiengänge 

Reutlingen Außenwirtschaft , 
Automatisierungstechnik 
(nur zweites bis fünftes Fachsemester), 
Allgemeine Chemie/KunststoffelTextilchemie, 
Elektronik (nur zweites bis fünftes Fachsemester), 
Maschinenbau (nur zweites Fachsemester), 
Textildesign, 
Textiltechnik (nur zweites Fachsemester), 
Wirtschaftsinformatik 

Stuttgart (Druck) alle Studiengänge 

Stuttgart (Technik) alle Studiengänge 

DIrn alle Studiengänge 

Verordnung § 1 

Zulassungszahlen des Wissenschaftsministeriums über die 
Festsetzung von Zulassungszahlen an den 

Pädagogischen Hochschulen im 
Wintersemester 1995/96 und im 

Sommersemester 1996 
(Zulassungszahlenverordnung-PH 1995/96 -

ZZVO-PH 1995/96) 

Für die in der Anlage bezeichneten Studiengänge an den 
dort genannten Pädagogischen Hochschulen werden für 
das Wintersemester 1995/96 und das Sommerseme­
ster 1996 Zahlen der höchstens aufzunehmenden Be­
werberinnen und Bewerber (Zulassungszahlen) festge­
setzt. 

Vom 12. Juni 1995 

Auf Grund von §§ 3 und 5 des Hochschulzulassungsge­
setzes vom 22. März 1993 (GBL S.201), geändert durch 
Artikel 25 der 4. Allpassungsverordnung vom 23. Juli 
1993 (GBL S.533), wird nach Anhörung der Pädago­
gischen Hochschulen verordnet: 

§2 

Zulassungszahlen für das erste Fachsemester 

(1) Die Zulassungszahlen für das erste Fachsemester er­
geben sich aus der Anlage. 

(2) Bei den grundständigen Lehramtsstudiengängen 
werden Zulassungszahlen für Studiengänge 
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1. mit Kombinationen ohne in der Anlage genannte Teil­
studiengänge, 

2. mit Kombinationen mit in der Anlage genannten Teil-
studiengängen 

festgesetzt. Die Summe der Zulassungszahlen für die 
Studiengänge nach Satz 1 Nummern 1 und 2 ergibt sich 
für das Lehramt an Grund- und Hauptschulen Schwer­
punkt Grundschule aus Zeile 1, für das Lehramt an 
Grund- und Hauptschulen - Schwerpunkt Hauptschule 
aus Zeile 2, für das Lehramt an Realschulen aus Zeile 3 
und für das Lehramt an Sonderschulen aus Zeile 4 der 
Anlage. Voraussetzung für die Zulassung zu einem Stu­
diengang nach Satz 1 Nummer 2 ist neben der Zuweisung 
eines Studienplatzes im beantragten Studiengang zusätz­
lich die Zuweisung eines Studienplatzes in jedem bean­
tragten in der Anlage genannten Teilstudiengang. 

§ 3 

Umschichtung nicht beanspruchter Zulassungszahlen 

(1) Erreicht an einer Pädagogischen Hochschule nach 
Abschluß eines Vergabeverfahrens nach Erschöpfung 
der Nachruckliste die Zahl der Einschreibungen in ei­
nem der grundständigen Studiengänge oder Teilstudien­
gänge Lehramt an Grund- und Hauptschulen, Lehramt 
an Realschulen und Lehramt an Sonderschulen die in der 
Anlage festgesetzte Zulassungszahl nicht, so ist die Zahl 
der nicht besetzten Studienplätze auf die ausgelasteten 
Studiengänge aufzuteilen. Dabei ist vorrangig eine Um­
verteilung innerhalb des Studiengangs Lehramt an 
Grund- und Hauptschulen vorzunehmen. Die Zulas­
sungszahlen im Studiengang Lehramt an Sonderschulen 
(Anlage, Zeile 4) wird nicht erhöht. 

(2) Erreicht an einer Pädagogischen Hochschule im Win­
tersemester 1995/96 nach Abschluß aller Vergabeverfah­
ren sowie der Umschichtung nach Absatz 1 die Zahl der 
Einschreibungen in einem Studiengang oder Teilstu­
diengang die in der Anlage (Spalte 5) festgesetzte Zulas­
sungszahl nicht, so ist die Zahl der nicht besetzten Stu­
dienplätze zu der für das Sommersemester 1996 
(Spalte 6) festgesetzten Zulassungszahl hinzuzurech­
nen. 

§4 

Zulassungszahlen für das zweite und 
die höheren Fachsemester 

(1) Für die grundständigen Studiengänge Lehramt an 
Grund- und Hauptschulen, Lehramt an Realschulen, 
Lehramt an Sonderschulen und Diplom Euiehungswis­
sensehaft werden für das Wintersemester 1995/96 und 
das Sommersemester 1996 Zulassungszahlen für das 
zweite und die höheren Fachsemester (Auffüllgrenzen) 
festgesetzt. 

(2) Die Auffüllgrenzen für das zweite und die höheren 
Fachsemester entsprechen den für den jeweiligen Stu-

diengang festgesetzten Zulassungszahlen für das erste 
Fachsemester (Anlage). Dabei ist im Wintersemester 
1995/96 für Fachsemester mit ungerader Zahl die für 
das Wintersemester und für Fachsemester mit gerader 
Zahl die für das Sommersemester festgesetzte Zulas­
sungszahl und im Sommersemester 1996 für Fachseme­
ster mit ungerader Zahl die für das Sommersemester 
und für Fachsemester mit gerader Zahl die für das 
Wintersemester festgesetzte Zulassungszahl maßgeb­
lich. 

(3) Neuaufnahmen zum Weiterstudium im zweiten oder 
höheren Fachsemester erfolgen nur in dem Maße, wie 
die Zahl der Studierenden im jeweiligen Fachsemester 
unter der festgesetzten Auffüllgrenze liegt. Dabei kön­
nen die Studierendenzahlen und Auffüllgrenzen der je­
weils einem früheren Studienjahr zuzuordnenden zwei 
Fachsemester zusammengefaßt werden. Voraussetzung 
für die Aufnahme ist außerdem, daß im jeweiligen Fach­
semester oder Studienjahr die Gesamtzahl der Studie­
renden in allen grundständigen Lehramtsstudiengängen 
unter der Summe der für diese Studiengänge festgesetz­
ten Auffüllgrenzen liegt. § 2 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 bestehen keine 
Zulassungsbegrenzungen für das fünfte Fachsemester in 
den grundständigen Studiengängen Lehramt an Sonder­
schulen sowie Diplom Erziehungswissenschaft für Be­
werberinnen und Bewerber, die die Voraussetzungen für 
einen Quereinstieg in das fünfte Fachsemester im jewei­
ligen Studiengang erfüllen. 

(5) Die Zulassungsbeschränkungen nach den Absätzen 1 
bis 3 finden keine Anwendung auf Studierende im zwei­
ten oder höheren Fachsemester, die lediglich innerhalb 
des Studiengangs und im jeweiligen Fachsemester sowie 
beim Studiengang Lehramt an Grund- und Hauptschu­
len innerhalb des Schwerpunkts, in denen sie bereits ein­
geschrieben sind, einen TeiIstudiengang wechseln, so­
fern nicht für den neu gewählten Teilstudiengang Zulas­
sungszahlen festgesetzt sind. Sind für den neu gewählten 
Teilstudiengang Zulassungszahlen festgesetzt, finden 
nur die für den Teilstudiengang, nicht aber die für den 
Studiengang oder Schwerpunkt festgesetzten Zulas­
sungsbeschränkungen Anwendung. 

§5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1995 in Kraft. Gleich­
zeitig tritt die Verordnung des Wissenschaftsministe­
riums über die Festsetzung von Zulassungszahlen an den 
Pädagogischen Hochschulen im Wintersemester 1993/94 
und im Sommersemester 1994 (Zulassungszahlenver­
ordnung-PH 1993/94 - ZZVO-PH 1993/94) vom 28. Mai 
1993 (GBl. S.309) außer Kraft. 

STUTTGART, den 12. Juni 1995 VONTROTHA 
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Zulassungszahlen für das erste Fachsemester 

Zeile Studiengang Pädagogische 
Teilstudiengang Hochschule 

1 2 3 

1 Studiengang Lehramt an Freiburg 
Grund- und Hauptschulen Heidelberg 
Schwerpunkt Grundschule Karlsruhe 

Ludwigsburg 
Schwäbisch Gmünd 
Weingarten 

1.1 Teilstudiengang Freiburg 
Deutsch! Heidelberg 

Karlsruhe 
Ludwigsburg 
Schwäbisch Gmünd 
Weingarten 

1.2 Teilstudiengang Freiburg 
Mathematik! Heidelberg 

Karlsruhe 
Ludwigsburg 
Schwäbisch Gmünd 
Weingarten 

2 Studiengang Lehramt an Freiburg 
Grund- und Hauptschulen - Heidelberg 
Schwerpunkt Hauptschule Karlsruhe 

Ludwigsburg 
Schwäbisch Gmünd 
Weingarten 

2.1 Teilstudiengang Freiburg 
Deutsch1 Heidelberg 

Karlsruhe 
Ludwigsburg 
Schwäbisch Gmünd 
Weingarten 

2.2 Teilstudiengang Freiburg 
Mathematik1 Heidelberg 

Karlsruhe 
Ludwigsburg 
Schwäbisch Gmünd 
Weingarten 

3 Studiengang Lehramt an Freiburg 
Realschulen Heidelberg 

Ludwigsburg 
Weingarten 

3.1 Teilstudiengang Freiburg 
Deutsch1 Heide1berg 

Ludwigsburg 
Weingarten 

Jahr 
1995/96 

327 
268 
315 
302 
285 
200 

163 
164 
98 

152 
79 
96 

94 
113 

99 
131 

73 
57 

177 
152 
241 
171 
212 
109 

64 
67 
54 
62 
43 
38 

46 
57 
68 
66 
49 
28 

246 
208 
225 
155 

56 
58 
52 
34 

Nr.17 

Anlage 
Zu§ 1 

davon im 

inter- Sommer-
mester semester 

5 6 

262 65 
214 54 
252 63 
242 60 
228 57 
160 40 

130 33 
131 33 
78 20 

122 30 
63 16 
77 19 

75 19 
90 23 
79 20 

105 26 
58 15 
46 11 

142 35 
122 30 
193 48 
137 34 
170 42 
87 22 

51 13 
54 13 
43 11 
50 12 
34 9 
30 8 

37 9 
46 11 
54 14 
53 13 
39 10 
22 6 

197 49 
166 42 
180 45 
124 31 

45 11 
46 12 
42 10 
27 7 
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Zeile Studiengang Pädagogische 
Teilstudiengang Hochschule 

1 2 3 

3.2 Teilstudiengang Freiburg 
Mathematik! Heidelberg 

Ludwigsburg 
Weingarten 

3.3 Teilstudiengang Heidelberg 
Biologiel Ludwigsburg 

3.4 Teilstudiengang Ludwigsburg 
Gemeinschaftskunde! 

3.5 Teilstudiengang Freiburg 
Geographie! Ludwigsburg 

Weingarten 

3.6 Teilstudiengang Ludwigsburg 
Geschichte! 

4 Grundständiger Studien- Heidelberg 
gang Lehramt an Sonderschulen Ludwigsburg 

4.1 Teilstudiengang Heidelberg 
Deutsch! Ludwigsburg 

4.2 Teilstudiengang Heidelberg 
Mathematik! Ludwigsburg 

4.3 Teilstudiengang Heidelberg 
Geistigbehindertenpädagogikl 

4.4 Teilstudiengang Heidelberg 
Sprachbehindertenpädagogik! 

5 Erweiterungsstudiengang Heidelberg 
Mobilitätserziehung 

6 Grundständiger Diplom- Freiburg 
studiengang Erziehungswissenschaft 

1 Hauptfach und Nebenfach 

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
über die Festsetzung 

467 

davon im 
Jahr 

1995196 Winter- Sommer-
semester semester 

4 5 6 

52 42 10 
86 69 17 
95 76 19 
35 28 7 

61 49 12 
43 34 9 

26 21 5 

18 14 4 
18 14 4 
14 11 3 

29 23 6 

80 64 16 
80 64 16 

41 33 8 
34 27 7 

19 15 4 
19 15 4 

20 16 4 

26 21 5 

2 0 2 

72 58 14 

§ 1 

Zulassungszahlen 
von Zulassungszahlen an den Universitäten 

im Wintersemester 1995/96 
und im Sommersemester 1996 

(Zulassungszahlenverordnung 1995/96-
ZZVO 1995/96) 

Für die in der Anlage 1 bezeichneten Studiengänge an 
den dort genannten Universitäten werden für das Win­
tersemester 1995/96 und das Sommersemester 1996 
Zahlen der höchstens aufzunehmenden Bewerberinnen 
und Bewerber (Zulassungszahlen ) festgesetzt. 

Vom 13. Juni 1995 

Auf Grund von §§ 3 und 5 des Hochschulzulassungsge­
setzes vom 22. März 1993 (GBl. S.201), geändert durch 
Artikel 25 der 4.Anpassungsverordnung vom 23.Juli 
1993 (GBl. S. 533), wird nach Anhörung der Universitä­
ten verordnet: 

§2 

Zulassungs zahlen für das erste Fachsemester 

Die Zulassungszahlen für das erste Fachsemester er­
geben sich aus der Anlage 1. Erreicht die Zahl der 
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Einschreibungen nach Abschluß des letzten Nachrück­
verfahrens in einem Studiengang die in der Anlage 1 
festgesetzte Zulassungszahl nicht, so erhöht sich die 
Zulassungszahl eines anderen, derselben Lehreinheit 
zugeordneten Studiengangs um die Zahl, die sich dar­
aus ergibt, daß die Zahl der nicht besetzten Studien­
plätze mit dem Curriculareigenanteil des nicht ausgela­
steten Studiengangs multipliziert und das Ergebnis 
durch den Curriculareigenanteil des ausgelasteten Stu­
diengangs dividiert wird. Sind einer Lehreinheit mehr 
als zwei zulassungsbeschränkte Studiengänge zugeord­
net, so ist die Zahl der in einem Studiengang nicht be­
setzten Studienplätze vor der Berechnung nach Satz 2 
entsprechend dem Anteil der nicht erledigten Zulas­
sungsanträge auf die ausgelasteten Studiengänge aufzu­
teilen. 

§ 3 

Zulassungsbegrenzungen für das zweite 
und die höheren Fachsemester 

(1) Für die in der Anlage 2 bezeichneten Studiengänge 
an den dort genannten Universitäten werden für das 
Wintersemester 1995/96 und das Sommersemester 1996 
Zulassungsbegrenzungen für das zweite und die höheren 
Fachsemester festgesetzt (Auffüllgrenzen für höhere 
Fachsemester ). 

(2) Die Auffüllgrenzen für die höheren Fachsemester 
entsprechen den für den jeweiligen Studiengang festge­
setzten Zulassungszahlen für das erste Fachsemester 
(Anlage 1). Dabei ist im Wintersemester 1995/96 für hö­
here Fachsemester mit ungerader Zahl die für das Win­
tersemester und für höhere Fachsemester mit gerader 
Zahl die für das Sommersemester festgesetzte Zulas­
sungszahl und im Sommersemester 1996 für höhere 
Fachsemester mit ungerader Zahl die für das Sommerse­
mester und für höhere Fachsemester mit gerader Zahl 
die für das Wintersemester festgesetzte Zulassungszahl 
maßgeblich. Abweichungen von Satz 1 ergeben sich aus 
der Anlage 2, Spalte 2. 

(3) Neuaufnahmen zum Weiterstudium im zweiten oder 
einem höheren Fachsemester erfolgen nur in dem Maße, 
wie die Zahl der Studierenden des jeweiligen Fachseme­
sters unter der festgesetzten Auffüllgrenze Hegt. Dabei 
sind die Studierendenzahlen und die Auffüllgrenzen der 
jeweils einem früheren Studienjahr zuzuordnenden zwei 
Fachsemester zusammenzufassen. 

§4 

Zulassungsbegrenzungen im Studiengang Medizin für 
das zweite und die höheren Fachsemester 

(1) Für den Studiengang Medizin werden für das Winter­
semester 1995/96 und das Sommersemester 1996 

Auffüllgrenzen für die höheren Fachsemester festge­
setzt. 

1. Die Auffüllgrenzen für das zweite und die höheren 
Fachsemester des vorklinischen Studienabschnitts 
richten sich nach § 3 Abs. 2. 

2. Die Auffüllgrenzen für das erste und die höheren 
Fachsemester des klinischen Studienabschnitts 
werden im Wintersemester 1995/96 wie folgt festge­
setzt: 

Universität 1. Fach- 2. Fach· 3. Fach- 4. Fach- 5. Fach- 6. Fach-
semester semester semester semester semester semester 

Freiburg 268 0 268 134 134 134 

Heidelberg 
(Studienort 152 152 152 152 152 152 
Heidelberg) H Heidelberg 
(Studienort 90 90 90 90 90 90 
Mannheim) 

Tübingen 148 148 148 148 148 148 

Ulm 249 0 249 0 249 0 

3. Die Auffüllgrenzen für das erste und die höheren 
Fachsemester des klinischen Studienabschnitts 
werden im Sommersemester 1996 wie folgt festge-
setzt: 

Universität 
1. Fach- 2_ Fach- 3. Fach· 4. Fach· 5. Fach· 6. Fach-
semester semester semester semester semester semester 

Freiburg 0 268 0 268 134 134 

Heidelberg 
(Studienort 152 152 152 152 152 152 
Heidelberg) 

90 90 90 90 90 

147 147 147 147 147 

249 0 249 0 249 

(2) § 3 Abs. 3 gilt entsprechend. Voraussetzung für die 
Aufnahme in das zweite und die höheren Fachsemester 
des vorklinischen Teils oder in den klinischen Teil des 
Studiengangs Medizin ist außerdem, daß die Gesamtzahl 
der Studierenden im jeweiligen Teil des Studiengangs . 
unter der Summe der für die entsprechenden Fachseme­
ster festgesetzten Auffüllgrenzen liegt. Bei der Universi­
tät Heidelberg ist weitere Voraussetzung für die Auf­
nahme in das zweite und die höheren Fachsemester, daß 
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die Voraussetzungen nach Satz 1 und 2 auch für beide 
Studienorte gemeinsam gegeben sind. 

§5 

Inkrafttreten 
(3) Der dritte klinische Studien abschnitt des Studien­
gangs Medizin (Studienabschnitt nach § 1 Abs.3 NrA 
der Approbationsordnung für Ärzte) wird an der 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1995 in Kraft. Gleich­
zeitig tritt die Verordnung des Wissenschaftsministe­
riums über die Festsetzung von Zulassungszahlen an den 
Universitäten im Wintersemester 1993/94 und im Som­
mersemester 1994 (Zulassungszahlenverordnung 1993/ 
94 - ZZVO 1993/94) vom 28. Mai 1993 (GBl. S.299) 
außer Kraft. 

Universität Freiburg 
Universität Heidelberg 
Universität Tübingen 
Universität Ulm 

Studierenden aufgefüllt. 

StudienganglUniversität 

Allgemeine Rhetorik 
- Magister, Hauptfach 
Tübingen 

AUgemeine Rhetorik 
- Magister, Nebenfach 
Tübingen 

Anglistik - Lehramt, 
Magister, Hauptfach 
Freiburg 

Architektur - Diplom 
Karlsruhe 
Stuttgart 

Berufspädagogik 
- Magister, Hauptfach 
Stuttgart 

Berufspädagogik 
- Magister, Nebeufach 
Stuttgart 

Betriebswirtschaftslehre 
- Diplom 
Mannheim 
Tübingen 

Betriebswirtschaftslehre 
- Magister, Hauptfach 
Mannheim 

Betriebswirtschaftslehre 
- Magister, Nebenfach 
Mannheim 
Stutt art g 

bis zu 410, 
bis zu 534, 
bis zu 321, 
bis zu 261 

STUTIGART, den 13. Juni 1995 

Zulassungsbegrenzungen für das erste Fachsemester 

Art der Vergabe Zulassungszahlen 

örtlich = Vergabe durch 

VOnTROTHA 

Anlage 1 
Zu §1 

die Universität Studien- davon 
ZVS Vergabe durch die jahr 

Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen 1995/96 Wintersemester Sommersemester 

örtlich 

100 50 50 

örtlich 

60 30 30 

örtlich 

469 310 159 

ZVS 
175 175 0 
259 259 0 

örtlich 

21 21 0 

örtlich 

2 2 0 

ZVS 

640 320 320 
220 220 0 

örtlich 

30 30 0 

örtlich 

30 30 0 
109 109 0 
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Studiengang/Universität 

Betriebswirtschaftslehre 
(technisch orientiert) - Diplom 
Stuttgart 

Biochemie - Diplom 
Tübingen 

Biologie - Diplom 
Freiburg 
Heidelberg 
Hohenheim 
Karlsruhe 
Konstanz 
Tübingen 
Ulrn 

Biologie - Lehramt, Magister 
Freiburg 

Biologie - Lehramt 
Heidelberg 
Hohenheim 
Karlsruhe 
Konstanz 
Tübingen 
Dirn 

Chemie - Diplom 
Freiburg 
Konstanz 
Stuttgart 
Tübingen 

Chemieingenieurwesen - Diplom 
Karlsruhe 

Elektrotechnik - Diplom 
Karlsruhe 
Stuttgart 
Ulrn 

Empirische Kulturwissenschaft 

- Magister, Hauptfach 

Tübingen 

Empirische Kulturwissenschaft 

Magister, Nebenfach 

Tübingen 

Ernährungswissenschaft - Diplom 

Hohenheim 

Etlmologie - Magister, Hauptfach 

Freiburg 
Tübin en g 

GBI. vom 30. Juni 1995 

Art der Vergabe 

örtlich = Vergabe durch 
die Universität 

ZVS = Vergabe durch die 
Zentralstelle für die Vergabe 

von Studienplätzen 

örtlich 

örtlich 

ZVS 

örtlich 

örtlich 

örtlich 

örtlich 

örtlich 

örtlich 

örtlich 

örtlich 

örtlich 

Nr.17 

Zulassungszahlen 

Studien- davon 
jahr 

1995/96 Wintersemester Sommersemester 

217 217 0 

60 30 30 

125 125 0 
118 118 0 
72 72 0 
82 82 0 

128 128 0 
164 164 0 
60 60 0 

60 60 0 

49 49 0 
22 22 0 
10 10 0 
24 24 0 
55 55 0 
30 30 0 

118 118 0 
98 98 0 

219 219 0 
152 90 62 

300 300 0 

329 329 0 
394 394 0 
155 155 0 

27 27 0 

27 27 0 

27 27 0 

17 17 0 
32 32 0 
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Art der Vergabe Zulassungszahlen 

örtlich = Vergabe durch 

Studiengang/Universität die Universität Studien- davon 
ZVS = Vergabe durch die jahr 

Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen 1995/96 Wintersemester Sommersemester 

Ethnologie - Magister, Nebenfach örtlich 

Freiburg 33 33 0 
Tübingen 21 21 0 

Forstwissenschaft - Diplom ZVS 

Freiburg 119 119 0 

Geographie - Diplom örtlich 

Heidelberg 54 54 0 
Mannheim 42 42 0 
Stuttgart 50 50 0 
Tübingen 40 40 0 

Geographie - Lehramt, örtlich 
Magister, Hauptfach 

Freiburg 85 85 0 
Heidelberg 63 63 0 
Mannheim 36 36 0 
Stuttgart 70 70 0 
Tfibingen 40 40 0 

Geographie - Lehramt, örtlich 
Magister, Nebenfach 

Freiburg 22 22 0 
Heidelberg 14 9 5 
Stuttgart 5 5 0 

Geologie - Diplom örtlich 

Freiburg 27 27 0 
Heidelberg 19 19 0 
Karlsruhe 41 41 0 
Stuttgart 36 36 0 
Tfibingen 60 50 10 

Geoökologie - Diplom örtlich 

Karlsruhe 20 20 0 

Germanistik - Lehramt, örtlich 
Magister, Hauptfach 

Freiburg 232 155 77 
Stuttgart 161 161 0 

Germanistik - Lehramt, örtlich 
Magister, Nebenfach 

Stuttgart 19 19 0 

Geschichte - Lehramt örtlich 
Magister, Hauptfach 

Freiburg 335 200 135 

Geschichte - Lehramt, örtlich 
Magister, Nebenfach 

Freibur g 336 200 136 
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Art der Vergabe Zulassungszahlen 

örtlich Vergabe durch 

Studiengang/Universität die Universität Studien- davon 
ZVS Vergabe durch die jahr 

Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen 1995196 Wintersemester Sommersemester 

Gesundheifswissenschaften örtlich 
- Autbaustudiengang 

DIm 20 20 0 

Haushaltsökonomie - Diplom örtlich 

Hohenheim 30 30 0 

Hydrologie - Diplom örtlich 

Freiburg 20 20 0 

Informatik - Diplom örtlich 

Stuttgart 215 215 0 

Informationswissenschaft örtlich 
- Autbaustudiengang 

Konstanz 58 58 0 

Infrastrukturplanung - Autbaustudiengang örtlich 

Stuttgart 30 30 0 

Journalistik - Autbaustudiengang örtlich 

Hohenheim 30 30 0 

Kunstgeschichte örtlich 
- Magister, Hauptfach 

Freiburg 45 45 0 
Heidelberg 74 49 25 
Karlsruhe 38 38 0 
Stuttgart 46 46 0 
Tübingen 64 42 22 

Kunstgeschichte örtlich 
- Magister, Nebenfach 

Freiburg 20 20 0 
Heidelberg 78 52 26 
Karlsruhe 31 31 0 
Stuttgart 35 35 0 
Tübingen 63 42 21 

Lebensmittelchemie Staatsexamen ZVS 

Karlsruhe 26 13 13 
Stuttgart 25 25 0 

Lebensmitteltechnologie - Diplom örtlich 

Hohenheim 38 38 0 

Luft- und Raumfahrttechuik örtlich 
Diplom 

Stuttgart 292 292 0 

Maschinenbau - Diplom örtlich 

Karlsruhe 430 430 0 

Maschinenwesen - Diplom örtlich 

Stutt art g 534 534 0 
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Art der Vergabe Zulassungszahlen 

örtlich = Vergabe durch 

StudienganglUniversität die Universität Studien- davon 
ZVS = Vergabe durch die jahr 

Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen 1995196 Wintersemester Sommersemester 

Medien- und Konununikationswissenschaft örtlich 
Magister, Nebenfach 

Mannheim 25 25 0 

Medizin - Staatsexamen ZVS 
Freiburg 307 307 0 
Heidelberg 283 142 141 
Heidelberg/Mannheirn* 180 90 90 
Tübingen 295 148 147 
Uirn 259 259 0 

Medizin (vorklinischer ZVS 
Studienabschnitt ) 
- Staatsexamen 
Ulm 29 29 0 

Pädagogik Diplom örtlich 
Tübingen 72 72 0 

Pädagogik - Lehramt örtlich 
Magillier, Hauptfach 
Stuttgart 45 45 0 
Tübingen 44 44 0 

Pädagogik - Lehramt örtlich 
Magister, Nebenfach 
Stuttgart 15 15 0 
Tübingen 26 26 0 

Pharmazie - Staatsexamen ZVS 
Freiburg 95 95 0 
Heidelberg 84 42 42 
Tübingen 80 40 40 

Philologie - Diplom örtlich 
Mannheim 

Anglistik 25 25 0 
- Romanistik 25 25 0 

Slawistik 25 25 0 

Philosophie Lehramt örtlich 
Magister, Hauptfach 
Freiburg 92 55 37 
Stuttgart 41 41 0 

Philosophie - Lehramt örtlich 
Magister, Nebenfach 
Freiburg 65 45 20 
Stuttgart 25 25 0 

Physik - Diplom örtlich 
Freiburg 146 146 0 
Heidelberg 191 127 64 

• Mehreinschreibungen infolge technischer Überbuchungen eines Studienortes sind auf die Zulassungszahl des anderen Studienortes anzurechnen 
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Art der Vergabe Zulassungszahlen 

örtlich = Vergabe durch 

Studiengang/Universität die Universität Studien- davon 
ZVS = Vergabe durch die jahr 

Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen 1995/96 Wintersemester Sommersemester 

Karlsruhe 150 150 0 
Konstanz 115 115 0 
Stuttgart 165 165 0 
Tübingen 250 250 0 
Ulrn 125 115 10 

Phytomedizin - Aufbaustudiengang örtlich 

Hohenheim 10 10 0 

Politologie - Lehramt örtlich 
Magister, Hauptfach 

Freiburg 91 91 0 
Heidelberg 111 74 37 
Konstanz 56 56 0 
Stuttgart 178 178 0 
Tübingen 115 115 0 

Politologie - Lehramt örtlich 
Magister, Nebenfach 

Freiburg 42 42 0 
Heidelberg 62 41 21 
Stuttgart 39 39 0 
Tübingen 69 69 0 

Psychologie - Diplom ZVS 

Freiburg 84 84 0 
Heidelberg 90 90 0 
Konstanz 96 96 0 
Mannheim 75 75 0 
Tübingen 77 77 0 

Psychologie - Magister, örtlich 
2. Hauptfach 

Konstanz 5 5 0 
Mannheim 4 4 0 

Psychologie - Magister, örtlich 
Nebenfach 

Freiburg 30 30 0 
Heidelberg 65 44 21 
Konstanz 5 5 0 
Tübingen 28 28 0 

Psychologie - Magister, Nebenfach örtlich 
für Allgemeine Sprachwissenschaft/ 
Informatik 

Tübingen 10 10 0 

Rechtswissenschaft - Staatsexamen Zvs 
Freiburg 445 445 0 
Heidelber g 392 261 131 
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Art der Vergabe Zulassungszahlen 

örtlich = Vergabe durch 

Studiengang/Universität die Universität Studien- davon 
ZVS = Vergabe durch die jahr 

Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen 1995/96 Wintersemester Sommersemester 

Konstanz 417 337 80 
Mannheim 270 270 0 
Tübingen 472 320 152 

Rechtswissenschaft örtlich 
- Magister, Nebenfach 

Freiburg 50 50 0 
Konstanz 25 25 0 

Regionalwissenschaft örtlich 
- Aufbaustudiengang 

Karlsruhe 17 17 0 

Soziologie - Magister, Hauptfach örtlich 

Freiburg 52 52 0 

Soziologie - Magister, Nebenfach örtlich 

Freiburg 50 50 0 
Stuttgart 161 161 0 

Sport - Diplom örtlich 

Tübingen 25 25 0 

Sport - Lehramt, Magister örtlich 

Freiburg 70 70 0 
Heidelberg 70 70 0 
Karlsruhe 60 60 0 
Konstanz 56 56 0 
Stuttgart 81 81 0 
Tübingen 67 67 0 

Technische Biologie - Diplom örtlich 

Stuttgart 50 50 0 

Technische Kybernetik - Diplom örtlich 

Stuttgart 64 64 0 

Übersetzen und Dolmetschen - Diplom örtlich 

Heidelberg 
- Englisch 106 106 0 
- Französisch 98 98 0 
- Italienisch 40 40 0 
- Portugiesisch 62 62 0 
- Russisch 64 64 0 
- Spanisch 100 100 0 

UmweItschutztechnik - Diplom örtlich 

Stuttgart 60 60 0 

Verfahrenstechnik - Diplom örtlich 

Stutt art g 179 179 0 
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Art der Vergabe Zulassungszahlen 

örtlich = Vergabe durch 

Studiengang/Universität die Universität Studien- davon 
ZVS = Vergabe durch die iahr 

Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen 1995/96 Wintersemester Sommersemester 

Verwaltungswissenschaft - Diplom örtlich 
Konstanz 166 166 0 

Volkswirtschaftslehre - Diplom ZVS 
Freiburg 269 180 89 
Heidelberg 165 110 55 
Karlsruhe 40 40 0 
Konstanz 161 161 0 
Mannheim 170 120 50 
Tübingen 90 90 0 

Volkswirtschaftslehre - Magister, örtlich 
Nebenfach 
Freiburg 96 76 20 
Stuttgart 61 61 0 

Volkswirtschaftslehre, Schwerpunkt örtlich 
Regionalstudien - Diplom 
Tübingen 140 140 0 

Wirtschaftsinformatik - Diplom örtlich 
Mannheim 160 160 0 

Wirtschaftsingenieurwesen - Diplom örtlich 
Karlsruhe 400 400 0 

Wirtschaftspädagogik - Diplom örtlich 
Hohenheim 100 100 0 
Mannheim 150 90 60 

Wirtschaftspädagogik mit Doppelwahl- örtlich 
pflichtfach Evangelische oder 
Katholische Theologie - Diplom 
Mannheim 20 14 6 

Wirtschaftswissenschaften - Diplom örtlich 
Hohenheim 317 317 0 

Wirtschaftswissenschaften örtlich 
- Aufbaustudiengang 
Karlsruhe 30 30 0 

Wirtschaftswissenschaften, örtlich 
Vertiefungsrichtung Agrarökonomie 
-Diplom 
Hohenheim 25 25 0 

Wirtschaftswissenschaften, örtlich 
Vertiefungsrichtung Haushaltsökonomie 
-Diplom 
Hohenheim 20 20 0 

Zahnmedizin - Staatsexamen ZVS 
Freiburg 77 39 38 
Heidelberg 70 35 35 
Tübingen 77 39 38 

"'::,; Ulm 40 19 21 
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Zulassungs begrenzungen für das zweite und die höheren Fachsemester 

Anlage 2 
Zu§3 

Studiengang 

Architektur 

Betriebswirtschaftslehre 

Biologie 

Biochemie 
Chemie 
Chemieingenieurwesen 
Elektrotechnik 
Ernährungswissenschaft 
Ethnologie 
Geographie 

Geologie 

Geoökologie 
Haushaltsökonomie 
Hydrologie 
Informationswissenschaft 
Journalistik 
Kunstgeschichte 
Lebensmittelchemie 

Lebensmitteltechnologie 
Maschinenbau 
Medien-und 

Kommunikationswissenschaft 
Pädagogik 

Pharmazie 

Philologie 
Physik 
Phytomedizin 
Politologie 
Psychologie 

Universität 

Karlsruhe 
Stuttgart (nur bis zum bestandenen Vordiplom) 
Mannheim 
Stuttgart (nur bis zum bestandenen Vordiplom) 
Tübingen (nur bis zum bestandenen Vordiplom, die Auffüllgrenzen gelten nicht 

für Fachwechsler innerhalb der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät) 
Freiburg 
Heidelberg (nur Diplom) 
Hohenheim 
Karlsruhe 
Konstanz 
Tübingen (nur bis zum bestandenen Vordiplom bzw. bis zur bestandenen Zwi-

schenprüfung) 
Ulm 
Tübingen 
Konstanz 
Karlsruhe 
Karlsruhe 
Hohenheim 
Tübingen (nur bis zur bestandenen Zwischenprüfung) 
Mannheim (nur bis zum bestandenen Vordiplom bzw. bis zur bestandenen Zwi­

schenprüfung) 
Tübingen (nur bis zum bestandenen Vordiplom bzw. bis zur bestandenen Zwi-

schenprüfung) 
Freiburg (nur zweites bis viertes Fachsemester) 
Karlsruhe 
Tübingen (nur bis zum bestandenen Vordiplom) 
Karlsruhe 
Hohenheim 
Freiburg (nur zweites bis viertes Fachsemester) 
Konstanz 
Hohenheim 
Karlsruhe 
Karlsruhe (die Auffüllgrenzen werden bis zum bestandenen Vordiplom auf 13 

und für das fünfte und die höheren Fachsemester auf 11 festgesetzt) 
Stuttgart 
Hohenheim 
Karlsruhe (nur zweites bis viertes Fachscmester) 
Mannheim (nur bis zur bestandenen Zwischenprüfung) 

Tübingen (Diplomstudiengang: die Auffüllgrenzen für das fünfte und die hö-
heren Fachsemester werden auf 112 festgesetzt) 

Freiburg 
Heide1berg 
Tübingen 
Mannheim (nur bis zum bestandenen Vordiplom) 
Karlsruhe 
Hohenheim 
Konstanz 
Freiburg 
Heide1berg (nur Diplom) 
Konstanz 
Mannheim 
Tübingen 
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Studiengang 

Sport 

Technikpädagogik 

Umweltschutztechnik 

Verwaltungswissenschaft 
Vo1kswirtschaftslehre 

Volkswirtschaftslehre -
Schwerpunkt Regionalstudien 

Wirtschaftsinfonnatik 
Wirtschaftsingenieurwesen 
Wirtschaftspädagogik 

Wirtschaftswissenschaften 

Wirtschaftswissenschaften -
Vertiefungsrichtung Haushalts· 
ökonomie 

Zahnmedizin 

GBI. vom 30. Juni 1995 

Universität 

Karlsruhe 
Konstanz 

Nr.17 

Tübingen (Diplomstudiengang: die Auffüllgrenzen für das dritte und die höhe­
ren Fachsemester werden auf 30 festgesetzt) 

Stuttgart (die Auffüllgrenzen für das fünfte und die höheren Fachsemester wer­
den auf 60 festgesetzt) 

Stuttgart (nur zweites bis sechstes Fachsemester, die Auffüllgrenzen für das 
siebte und die höheren Fachsemester werden auf Null festgesetzt) 

Konstanz 
Karlsruhe 
Mannheim (nur bis zum bestandenen Vordiplom) 
Tübingen (nur bis zum bestandenen Vordiplom, die Auffüllgrenzen gelten nicht 

für Fachwechsler innerhalb der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät) 
Tübingen (nur bis zum bestandenen Vordiplom, die Auffüllgrenzen gelten nicht 

für Fachwechsler innerhalb der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät) 
Mannheim (nur bis zum bestandenen Vordiplom) 
Karlsruhe 
Hohenheim 
Mannheim (nur bis zum bestandenen Vordiplom) 
Hohenheim 
Karlsruhe (Aufbaustudiengang) 
Hohenheim 

Freiburg 
Heidelberg 
Tübingen 
Ulm 

Verordnung des Ministeriums Ländlicher 
Raum und des Umweltministeriums über 

GrenzkontrollsteIlen nach der 
Einfuhruntersuchungsverordnung und der 

Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung 

4. § 5 Abs. 3 und § 18 des Landesverwaltungsgesetzes in 
der Fassung vom 2. Januar 1984 (GBI. S. 101): 

§ 1 

(1) Zuständige Behörde der Grenzkontrollstelle im 
Sinne der Einfuhruntersuchungsverordnung vom 
24.Juni 1993 (BAnz. S.5965) und der Binnenmarkt­
Tierseuchenschutzverordnung vom 28. Dezember 1992 
(BGBl.I S.2437, ber. 1993 I S.63), geändert durch Ver­
ordnung vom 28. Mai 1993 (BGB!. I S. 898), ist als untere 
Verwaltungsbehörde 

Vom 19. Juni 1995 

Es wird verordnet auf Grund von 

1. § 16 Abs. 3 Satz 1 des Fleischhygienegesetzes in der 
Fassung vom 8. Juli 1993 (BGBI. I S.1189) im Beneh­
men mit den zuständigen Oberfinanzdirektionen, 

2. § 24. Abs.3 Satz 1 des Geflügelfleischhygienegesetzes 
in der Fassung vom 15. Juli 1982 (BGBl.I S. 994), ge­
ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. Dezem­
ber 1992 (BGBl.I S.2022), im Benehmen mit den zu­
ständigen Oberfinanzdirektionen, 

3. § 19 Abs.l Satz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes vom 
9.Juli 1991 (GBI. S.473) im Einvernehmen mit dem 
Ministerium Ländlicher Raum, dem Sozialministe­
rium und dem Innenministerium, 

1. für die Grenzkontrollstelle Weil am Rhein das Land­
ratsamt Lörrach, ausgenommen die Kontrolle des 
Schienenwarenverkehrs über den Güterbahnhof 
Mannheim, für den das Bürgermeisteramt Mannheim 
zuständige Behörde ist, 

2. für die Grenzkontrollstellen Bietingen und Konstanz 
das Landratsamt Konstanz, 

3. für die Grenzkontrollstelle Flughafen Stuttgart das 
Landratsamt Esslingen. 

(2) Zuständige Behörden der amtlich bekanntgemach­
ten Stellen oder der Bestimmungsorte im Sinne von § 5 
der Einfuhruntersuchungsverordnung sind die unteren 
Verwaltungsbehörden. 
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§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1995 in Kraft. Gleich­
zeitig tritt die Verordnung des Ministeriums Ländlicher 
Raum und des Umweltministeriums über Grenzkon­
trollsteIlen nach der Einfuhruntersuchungsverordnung 
und der Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung 
vom 13. Juni 1994 (GBI. S.358) außer Kraft. 

STUTIGART, den 19. Juni 1995 

Ministerium für Ländlichen Raum, 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

WEISER 

Umweltministerium 

SCHÄFER 

Bekanntmachung des Innenministeriums 
über eine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts 

Vom 12. Mai 1995 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
24. Januar 1995 1 BvL 18/93 u. a. wird folgende Ent­
scheidungsformel auch im Gesetzblatt für Baden-Würt­
temberg bekanntgemacht : 

§ 37 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 11 Absatz 
1 Satz 1 des Feuerwehrgesetzes des Landes Baden­
Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Februar 1987 (GBI. S.105) ist mit Artikel 3 
Absatz 1 und 3 sowie mit Artikel 105 Absatz 2 und 
2a des Grundgesetzes unvereinbar und nichtig. 

Die vorstehende Entscheidungsformel, die nach § 31 
Abs.2 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
Gesetzeskraft hat, ist vom Bundesministerium der Justiz 
im Bundesgesetzblatt 1995 I S.601 veröffentlicht wor­
den. 

STUlTGART, den 12. Mai 1995 In Vertretung 
DR. KLOTZ 

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Tübingen über das Naturschutzgebiet 

nEbersberger Weiher« 

Vom 26. April 1995 

AufGrundvon§§ 21,58Abs.2und§ 64Abs.1Nr.2des 
Gesetzes zum Schutz der Natur, zur Pflege der Land­
schaft und über die Erholungsvorsorge in der freien 
Landschaft (Naturschutzgesetz NatSchG) vom 21. Ok­
tober 1975 (GBL S. 654), zuletzt geändert durch das Ge-

setz vom 7. Februar 1994 (GBI. S. 73), und von § 22 
Abs.2 und § 33 Abs. 2 Nr. 4 Landesjagdgesetz in der Fas­
sungvom 20. Dezember 1978 (GBl. 1979 S.12) wird ver­
ordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der 
Gemeinde Neukirch, Gemarkung Neukirch, Landkreis 
Bodenseekreis und der Gemeinde Amtzell, Gemarkung 
Amtzell, Landkreis Ravensburg wird zum Naturschutz­
gebiet erklärt. Das Naturschutzgebiet führt die Bezeich­
nung »Ebersberger Weiher«, 

§ 2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 
25,75 ha. Es umfaßt auf Gemarkung Neukirch 

die Flurstücke 610, 611, 613, 615 teilweise, 618, 61912, 
619/3,61914 teilweise, 620, 62111, 621/2, 62311, 623/2, 
62511,625/2,62515,629,630 und 631 sowie 

auf Gemarkung Amtzell 

die Flurstücke 803,80611,806/3 teilweise, 818/1, 818/2 
und 827. 

(2) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in einer 
Flurkarte des Regierungspräsidiums Tübingen vom 
23. September 1993 im Maßstab 1 : 2500, kombiniert mit 
einer Übersichtskarte im Maßstab 1 :25000, gekenn­
zeichnet und rot angelegt. Im Falle des Widerspruchs 
zwischen der textlichen Beschreibung und der zeichneri­
schen Darstellung gelten die in der Karte getroffenen 
Festlegungen. Die Karte ist Bestandteil der Verordnung. 
Die Verordnung mit Karte wird beim Regierungspräsi­
dium Tübingen in Tübingen, beim Landratsamt Boden­
seekreis in Friedrichshafen sowie beim Landratsamt Ra­
vensburg in Ravensburg auf die Dauer von drei Wochen, 
beginnend am achten Tag nach Verkündung dieser Ver­
ordnung im Gesetzblatt, zur kostenlosen Einsicht durch 
jedermann während der Sprechzeiten öffentlich ausge­
legt. 

(3) Die Verordnung mit Karte ist nach Ablauf der Ausle­
gungsfrist bei den in Absatz 2 Satz 4 bezeichneten Stellen 
zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 
Sprechzeiten niedergelegt. 

§ 3 

Schutzzweck 

Wesentlicher Schutzzweck ist die Erhaltung eines reich 
strukturierten Ökosystems bestehend aus: 

einem Weiher, dessen Wasserflora - vor allem die 
Schwimmblattgesellschaften Lebensraum für zahl­
reiche Insektenarten, insbesondere Libellen, ist und 
die Nahrungsgrundlage für zahlreiche Wirbellose bil­
det; 



480 GBI. vom 30. Juni 1995 Nr.17 

- einem breiten Schilfröhrichtgürtel im Uferbereich des 
Weihers, der vielen Vorgelarten als Brutgebiete dient; 

- zwei verlandeten Weihern mit Streuwiesen- und 
Feuchtwiesenflora ; 

- Pfeifengrasstreuwiesen, deren floristischer Arten­
reichtum Lebensraum für zahlreiche Insektenarten 
ist, insbesondere für nur dort beheimatete Tagfalter­
arten und Widderchen; die reichhaltige Insektenwelt 
bedingt eine artenreiche Vogel-Lebensgemeinschaft; 

- Feuchtwiesen als Nahrungs- und Lebensraum für ge­
fährdete Wiesenbrüter; 

- Grünlandflächen als Pufferzonen zur Vermeidung 
weiterer Intensivierung landwirtschaftlich genutzter 
Flächen im Umgebungsbereich der Feuchtgebiete. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen ver­
boten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver­
änderung des Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, 
zu einer nachhaltigen Störung oder zu einer Beeinträch­
tigung der wissenschaftlichen Forschung führen können. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Siune der Landesbauordnung 
in der jeweils geltenden Fassung zu errichten oder 
der Errichtung gleichgestellte Maßnahmen durchzu­
führen, Sport-, Spiel- oder Erholungseinrichtungen 
zu schaffen sowie Einfriedigungen jeder Art zu er­
richten; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanla­
gen anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen 
dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. Entwässerungs- oder andere Maßnahmen vorzuneh­
men, die den Wasserhaushalt des Gebiets entgegen 
dem Schutzzweck verändern; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen; 

7. neu aufzuforsten; 

8. auf andere Weise Pflanzen oder Pflanzen teile einzu­
bringen, zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer­
stören; 

9. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzn­
stellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder Puppen, Larven, 
Eier oder Nester oder sonstige Brut-, Wohn- oder 
Zufluchtstätten dieser Tiere freizulegen, zu entfer­
nen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

10. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung entge­
gen dem Schutzzweck zu ändern; 

11. zu zelten, zu grillen, zu lagern, Wohnwagen, sonstige 
Fahrzeuge oder Verkaufsstände aufzustellen; 

12. das Schutzgebiet außerhalb der Wege zu betreten 
oder zu befahren; 

13. Feuer zu machen; 

14. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigun-
gen oder Erschütterungen zu verursachen; 

15. Hunde frei laufen zu lassen; 

16. Düngemittel einzubringen; 

17. chemische oder biologische Mittel zur Bekämpfung 
von Schadorganismen und Pflanzenkrankheiten so­
wie Wirkstoffe, die den Entwicklungsablauf von 
Pflanzen beeinflussen, anzuwenden; 

18. Streuwiesen mehr als einmal im Jahr zu mähen, wo­
bei der Schnitt frühestens 14 Tage nach dem allge­
meinen Abschluß der Hopfenernte erfolgen darf und 
das Mähgut jeweils entfernt und ordnungsgemäß 
verwertet werden muß; 

19. auf Grünland weniger als einen Schnitt oder mehr als 
zwei Schnitte im Jahr vorzunehmen, wobei das Mäh­
gut jeweils entfernt und ordnungsgemäß verwertet 
werden muß; 

20. DauergfÜllland in Ackerland umzuwandeln, ein ein­
maliger Umbruch zur Vermeidung von Krankheiten 
ist zulässig; 

21. Streu- und Feuchtwiesen sowie Ried und Schilfröh­
richt zu beseitigen oder zu zerstören; 

22. Streuobstbestände in Intensivobstanlagen umzu­
wandeln oder zu zerstören; 

23. den Mahlweiher mit Wasserfahrzeugen (z.B. Boo­
ten außer den in § 5 Abs. 3 b genannten Flößen, 
Luftmatratzen und dergleichen) zu befahren; 

24. das Ufer zu Badezwecken außerhalb des in der 
Schutzgebietskarte als Badezone gekennzeichneten 
Bereichs zu betreten. Beim Baden ist ein Mindestab­
stand von 10 m zum Schilfgürtel und den Schwimm­
blattgesellschaften hin einzuhalten. 

§5 

Zulässige Handlungen 

§ 4 gilt nicht 

1. für die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd in der 
bisherigen Art und im bisherigen Umfang mit der 
Maßgabe,daß 

1.1 die Jagd unter größtmöglicher Rücksichtnahme 
auf die Tier- und Pflanzenwelt erfolgt; 

1.2 neue jagdliche Einrichtungen nur im unbedingt 
notwendigen Umfang, aus naturbe1assenen Mate­
rialien und unter Beachtung des Landschaftsbil­
des errichtet werden; 

1.3 die Schilfzone zwischen dem 1.MärZ und dem 
31. Juli nur zur Nachsuche betreten werden darf; 

1.4 das Ankirren von Wasserwild untersagt ist; 
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2. für die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung 
in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang au­
ßerhalb des in der Schutzgebietskarte (1: 2500) als 
ökologische Vorrangfläche dargestellten Bereichs mit 
Ausnahme von § 4Abs.2Nr.3,5, 7, 20 und 22 und der 
Maßgabe, daß entlang des kartierten Feuchtgebietes 
in einem 10 m breiten Pufferstreifen nicht gedüngt 
und keine Chemikalien verwendet werden dürfen; 

§ 4 der Verordnung über Anwendungsverbote für 
Pflanzenschutzmittel (Pflanzenschutz-Anwendungs­
verordnung) vom 27. Juli 1988 (BGBl. I S. 1196) in der 
jeweils gültigen Fassung bleibt unberührt; 

3. für die ordnungsgemäße Ausübung der Fischerei mit 
der Maßgabe, daß im Mahlweiher 

3.1 ganzjährig nur von rechtmäßigen und in der 
Schutzgebietskarte (§ 2 Abs.2) eingezeichneten 
Angelstegen und von dem gekennzeichneten Be­
reich aus gefischt werden darf, 

3.2 mit zwei Booten erst vom 1. Juli bis Ende Februar 
mit einem Mindestabstand von 10 m zum Schilf­
gürtel geangelt werden darf; 

4. für die bestimmungsgemäße Nutzung, Unterhaltung 
und Instandsetzung der öffentlichen Straßen und 
Wege, sonstiger Ver- und Entsorgungsanlagen sowie 
Fernmeldeanlagen ausgenommen § 4 Abs. 2 Ziff.17; 

5. für die sonstige bisher rechtmäßigerweise ausgeübte 
Nutzung der Grundstücke, Gewässer und Wege sowie 
der rechtmäßigerweise bestehenden Einrichtungen -
insbesondere Entwässerungsanlagen - in der bisheri­
gen Art und im bisherigen Umfang sowie deren Unter­
haltung und Instandsetzung; 

6. für Pflegemaßnahmen, die von der höheren Natur­
schutzbehörde oder der von ihr beauftragten Stelle -
im Wald im Einvernehmen mit dem zuständigen staat­
lichen Forstamt - veranlaßt werden; 

7. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschil­
derungen. 

§6 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 
NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§7 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.1 Nr.2 
NatSchG handelt, wer in dem Naturschutzgebiet vor­
sätzlich oder fahrlässig eine der nach § 4 und § 5 Nr. 2 bis 
5 verbotenen Handlungen vornimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 33 Abs.2 Nr.4 des 
Landesjagdgesetzes handelt, wer in dem Naturschutzge­
biet vorsätzlich oderfahrlässig en tgegen § 4 und § 5 N r. 1 
die Jagd ausübt. 

§8 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Thge nach Ablauf der 
Auslegungsfrist in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Landratsamts 
Tettnang zum Schutz von Landschaftsteilen entlang der 
Argen in den Gemeinden Kressbronn, Langnau, Neu­
kirch und Thnnau über das Gebiet» Endmoränenkegel 
Ebersberg mit Mahlweiher«, soweit sie sich auf den Gel­
tungsbereich dieser Verordnung bezieht, außer Kraft. 

TÜBINGEN, den 26. April 1995 DR.GÖGLER 

Verkündungshinweis: 

Gemäß § 60 a NatSchG ist eine etwaige Verletzung der in 
§ 59 NatSchG genannten Verfahrens- und Formvor­
schriften nur beachtlich, wenn sie innerhalb eines Jahres 
nach dem Erlaß der Verordnung gegenüber dem Regie­
rungspräsidium Tübingen schriftlich geltend gemacht 
worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begrün­
den soll, ist darzulegen. 

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Tübingen über das Naturschutzgebiet 

» Hungerbrunnental « 

Vom 10. Mai 1995 

Auf Grund von §§ 21,58 Abs. 2 und § 64 Abs. 1 Nr. 2 des 
Gesetzes zum Schutz der Natur, zur Pflege der Land­
schaft und über die Erholungsvorsorge in der freien 
Landschaft (Naturschutzgesetz - NatSchG) vom 21. Ok­
tober 1975 (GBI. S.654), zuletzt geändert durch das Ge­
setz vom 7. Februar 1994 (GBl. S. 73), wird verordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der 
Gemeinde Altheiml Alb, Gemarkung Altheim, Land­
kreis Alb-Donau-Kreis, wird zum Naturschutzgebiet er­
klärt. Das Naturschutzgebiet führt die Bezeichnung 
» Hungerbrunnental «. 

§2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 
28,13 ha. 

(2) Es umfaßt auf Gemarkung AltheimlAIb die Flur­
stücke Nr. 159/4, 649/1 teilweise, 1059, 1062, 1082, 
1087,1088,1089,1090,1104,1398,1400,1401 teilweise, 
1402 und 3729 teilweise. 
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(3) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in einer 
Flurkarte des Regierungspräsidiums Tübingen vom 
25. Oktober 1994 im Maßstab 1 : 2500, kombiniert mit ei­
ner Übersichtskarte im Maßstab 1 :25000, gekennzeich­
net und rot angelegt. Im Falle des Widerspruchs zwi­
schen der textlichen Beschreibung und der zeichneri­
schen Darstellung gelten die in der Karte getroffenen 
Festlegungen. Die Karte ist Bestandteil der Verordnung. 
Die Verordnung mit Karte wird beim Regierungspräsi­
dium Tübingen in Tübingen und beim Landratsamt 
Alb-Donau-Kreis in Ulm auf die Dauer von zwei Wo­
chen, beginnend am Tag nach Verkündung dieser Ver­
ordnung im Gesetzblatt, zur kostenlosen Einsicht durch 
jedermann während der Sprechzeiten öffentlich ausge­
legt. 

(4) Die Verordnung mit Karte ist nach Ablauf der Ausle­
gungsfrist bei den in Absatz 3 Satz 4 bezeichneten Stellen 
zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 
Sprechzeiten niedergelegt. 

§3 

Schutzzweck 

(1) Wesentlicher Schutzzweck ist die Erhaltung der 
Kalkmager- bzw. Schafweiden (Wacholderheiden) mit 
eingestreuten Wiesen und angrenzenden Obstwiesen als 
Zufluchtsort für zahlreiche Iicht- und wärmeliebende 
Pflanzen- und Tierarten, die in unserer heutigen Land­
schaft kaum noch Lebensraum finden. 

(2) Schutzzweck ist insbesondere 

1. Schutz und Erhalt des auf stärker beweideten Flächen 
noch vorhandenen Enzian-Schillergrasrasens (Gen­
tiano-Koelerietum), der frühlingsenzianreichen Halb­
trockenrasen (Gentiano vernae - Brometurn) sowie 
der trockenen Ausbildung der Enzian-Schillergras­
weiden ( Gentiano-Koelerietum teucrietosum); 

2. Schutz und Erhalt der Heideflächen und Wiesen im 
Verbund mit Streuobstwiesenresten, Feldrainen, Ein­
zelbäumen und Hecken als Lebensraum für die dort 
heimischen, artenreichen und bedrohten Pflanzen­
und Tierarten wie Dorngrasmücke (Sylvia comunis) 
und Neuntöter (Lanius collurio) sowie zahlreiche be­
drohte und gefährdete Insektenarten; 

3. Schutz der Heideflächen vor Umbruch, Aufforstung 
und anderen Nutzungsintensivierungen; 

4. Schutz der landschaftsprägenden Schönheit und Ei­
genart, die im Naturraum eine Besonderheit darstellt 
und als Relikt der früheren Wirtschaftsweise von ho­
hem landeskulturellen Wert ist; 

5. Erhalt eines Erholungsraumes mit hohem Erlebnis­
wert; 

6. Erhalt und Schutz des Höhlensystems der Altheimer 
Klufthöhle als naturnahe Einzelbildung und des Are­
als um den Einstieg; 

7. Schutz der Bruchwände des Steinbruchgeländes als 
geologischen Aufschluß. 

(3) Ziel der UnterschutzsteIlung ist, 

1. der Erhalt einer noch großen, bedeutenden Heideflä­
che mittels Schafbeweidung, die sowohl kulturhisto­
risch als auch ökologisch eine wichtige Rolle spielt; 

2. die Bewahrung der Fledermausbestände in der Alt­
heimer Klufthöhle vor Störungen durch Freizeitnut­
zung. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen ver­
boten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver­
änderung des Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, 
zu einer nachhaltigen Störung oder zu einer Beeinträch­
tigung der wissenschaftlichen Forschung führen kön­
nen. 

(2) Im Naturschutzgebiet ist insbesondere verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung 
in der jeweils geltenden Fassung zu errichten oder 
der Errichtung gleichgestellte Maßnahmen durchzu­
führen, Sport-, Spiel- oder Erholungseinrichtungen 
zu schaffen sowie Einfriedigungen jeder Art zu er­
richten; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanla­
gen anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen 
dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt durch Abbauvorhaben, Grabun­
gen oder Materialablagerungen zu verändern; 

4. fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu be­
seitigen oder zu verändern sowie Entwässerungs­
oder andere Maßnahmen vorzunehmen, die den 
Wasserhaushalt des Gebiets verändern; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu hinterlassen 
oder zu lagen; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen mit Ausnahme behördlich zugelassener 
Beschilderungen ; 

7. zu zelten, zu lagern, Wohnwagen oder Verkaufs­
stände aufzustellen oder Kraftfahrzeuge abzustel­
len; 

8. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigun­
gen oder Erschütterungen zu verursachen; 

9. außerhalb von eingerichteten und gekennzeichneten 
Feuerstellen Feuer anzumachen oder zu unterhal­
ten; 

10. Hunde frei laufen zu lassen; 

11. di~ Klufthöhle zu betreten; 

12. außerhalb der in der Karte gekennzeichneten Wege 
zu reiten; 
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13. die Wege zu verlassen, ausgenommen der Bereich 
um die in der Karte gekennzeichnete Feuerstelle in 
einem Umkreis von 15 m; 

14. das Gebiet außerhalb von Straßen oder befestigten 
Wegen mit Fahrrädern zu befahren; 

15. das Gebiet außerhalb von Straßen und befestigten 
Wegen mit motorisierten Fahrzeugen aller Art, aus­
genommen Krankenfahrstühlen, zu befahren; 

16. Luftfahrzeuge, insbesondere Luftsportgeräte und 
Flugmodelle, zu starten oder zu landen; 

17. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu ent­
nehmen, zu beschädigen oder zu zerstören sowie 
Obstbäume in Streuobstwiesen zu fällen, wenn nicht 
spätestens in der folgenden Vegetationsruhezeit Er­
satz gepflanzt wird; 

18. Standorte besonderes geschützter Pflanzen durch 
Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche 
Handlungen zu beeinträchtigen oder zu zerstören; 

19. neu aufzuforsten oder Christbaum- und Schmuckrei­
sigkulturen und Vorratspflanzungen von Sträuchern 
und Bäumen anzulegen; 

20. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu 
beunruhigen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu tö­
ten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester oder son­
stige Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten dieser Tiere 
freizulegen, zu entfernen, zu beschädigen oder zu 
zerstören; 

21. Störungen an den Lebens-, Brut- und Wohn- oder 
Zufluchtstätten wildlebender Tiere, insbesondere 
durch Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder ähnli­
che Handlungen zu verursachen; 

22. gebietsfremde Tiere auszusetzen oder anzusiedeln; 

23. Art und Umfang der bisherigen Grundstücksnut­
zung entgegen dem Schutzzweck zu ändern, insbe­
sondere Grünland in Ackerland umzubrechen; 

24. Mittel zur Bekämpfung von Schadorganismen, Wild­
kräutern und Pflanzenkrankheiten sowie Wirk­
stoffe, die den EntwickIungsablauf von Pflanzen 
oder Tieren beeinflussen, anzuwenden; 

25. Düngemittel zu verwenden. 

§5 

Zulässige Handlungen 

(1) Abweichend von § 4 ist es zulässig, 

1. die landwirtschaftliche Bodennutzung in der bisheri­
gen Art und im bisherigen Umfang fortzusetzen, 
wobei 

1.1 die Veränderung der Bodengestalt, insbesondere 
durch Abgrabungen, Aufschüttungen, Wegebau 
oder die Auffüllung von Bodenvertiefungen oder 
Senken, nicht zulässig ist; 

1.2 der Umbruch von Dauergrünland oder Dauerbra­
che nicht zulässig ist; 

1.3 Feldraine, Hecken, Gebüsche, Wälle oder son­
stige landschaftsprägende Elemente weder gero­
det, abgesägt noch in sonstiger Weise beseitigt, 
zerstört oder beschädigt werden dürfen; 

1.4 die Verwendung von Düngemitteln nur auf Wirt­
schaftsgrünland zulässig ist. Bei der Anwendung 
ist von besonders geschützten Biotopen (§ 24a 
NatSchG), auch wenn sie die in der Anlage dazu 
genannten Maße nicht erreichen, ein Abstand von 
10 m einzuhalten; 

1.5 Schafpferche im Naturschutzgebiet nicht errichtet 
werden dürfen; 

1.6 landwirtschaftliche Erzeugnisse oder andere 
Wirtschaftsstoffe sowie Feldmieten oder ähnliche 
Einrichtungen nur auf intensiv genutzten Flächen 
gelagert oder angelegt werden dürfen. 

Das Recht, die landwirtschaftliche Nutzung aufzuneh­
men, die auf Grund vertraglicher Bewirtschaftungsbe­
schränkungen oder der Teilnahme an einem Extensi­
vierungs- oder Stillegungsprogramm zeitweise einge­
schränkt oder aufgegeben worden war, bleibt unbe­
rührt; 

2. die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Nutzung in 
der bisherigen Art, im bisherigen Umfang und in bis­
heriger Intensität fortzusetzen, wobei Neuaufforstun­
gen nicht zulässig sind; 

3. die Jagd in der bisherigen Art, im bisherigen Umfang 
und in bisheriger Intensität auszuüben, wobei 

3.1 neue Hochsitze nur im unbedingt notwendigen 
Umfang und nur als einfache Leitern aus naturbe­
lassenen Hölzern landschaftsgerecht in hoch­
wüchsigen Gehölzen errichtet werden dürfen. 
Abgängige oder nicht mehr genutzte Hochsitze 
sind zu entfernen; 

3.2 keine neuen Wildäcker, Futterstellen und Kirrun­
gen eingerichtet und unterhalten werden; außer­
halb der Kalkmagerrasen sind neue Kirrungen zu­
gelassen; 

3.3 keine Hunde abgerichtet werden dürfen und 
Jagdhunde in der Zeit vom 15. März bis 31. Juli 
außer bei der Nachsuche außerhalb des Waldes 
angeleint geführt werden müssen; 

3.4 keine Tiere eingebracht werden; 

4. die sonstige bisher rechtmäßigerweise ausgeübte Nut­
zung der Grundstücke, Gewässer, Wassergräben und 
Wege sowie der rechtmäßigerweise bestehenden Ein­
richtungen in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang sowie deren Unterhaltung und Instandset­
zung fortzusetzen, wobei 

4.1 die Veränderung der Bodengestalt, insbesondere 
durch Abgrabungen, Aufschüttungen, Wegebau 
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oder die Auffüllung von Bodenvertiefungen oder 
Senken, nicht zulässig ist; 

4.2 Feldraine, Hecken, Gebüsche, Wälle oder son­
stige landschaftsprägende Elemente weder gero­
det, abgesägt noch in sonstiger Weise beseitigt, 
zerstört oder beschädigt werden dürfen; 

4.3 die Verwendung von Düngemittel nicht zulässig 
ist; 

4.4 Mittel zur Bekämpfung von Schadorganismen, 
Wildkräutern und Pflanzenkrankheiten sowie 
Wirkstoffe, die den Entwicklungsablauf von 
Pflanzen oder Tieren beeinflussen, nicht ange­
wendet werden dürfen; 

5. die bestimmungsgemäße Nutzung, Unterhaltung und 
Instandsetzung der öffentlichen Straßen, Gewässer 
und Wege, Eisenbahnanlagen, sonstiger Ver- und Ent­
sorgungsanlagen sowie Fernmeldeanlagen fortzuset­
zen, wobei Mittel zur Bekämpfung von Schadorganis­
men, Wildkräutern und Pflanzenkrankheiten sowie 
Wirkstoffe, die den Entwicklungsablauf von Pflanzen 
oder Tieren beeinflussen, nicht angewendet werden 
dürfen; 

6. an dem in der Karte gekennzeichneten Platz die Sonn­
wendfeier abzuhalten, wobei keine Abfälle oder ab­
fallähnliche Stoffe verbrannt werden dürfen; 

7. Pflegernaßnahmen, die von der höheren Naturschutz­
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle zur Er­
haltung, Verbesserung oder Wiederherstellung des 
Schutzgebietes oder seiner Bestandteile zugelassen 
oder angeordnet werden, insbesondere für die im Pfle­
geplan vorgesehenen Arbeiten, durchzuführen; 

8. behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilde-
rungen aufzustellen. 

(2) Die zulässigen Handlungen sind so auszuüben, daß 
sie den Schutzzweck (§ 3) mit größtmöglicher Rücksicht 
beachten und im Rahmen der Möglichkeiten fördern. 
Errichtungs-, Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbei­
ten sollen nicht in der Vogel brutzeit vom 1. März bis 
31.Juli ausgeführt werden. 

§6 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 
NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§7 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.l Nr. 2 NatSchG 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Naturschutz­
gebiet eine der nach § 4 und § 5 dieser Verordnung ver­
botenen Handlungen vornimmt. 

§8 

Aufhebung von Vorschriften 

Die Verordnung des Regierungspräsidiums Nordwürt­
temberg zum Schutz des Landschaftsteils »Hunger­
brunnental« vom 6.September 1972 tritt für den Gel­
tungsbereich dieser Verordnung außer Kraft. 

§ 9 

lnkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Ausle­
gungsfrist in Kraft. 

TÖBINGEN, den 10. Mai 1995 DR.GÖGLER 

Verkündungshinweis: 

Gemäß § 60 a N atSchG ist eine etwaige Verletzung derin 
§ 59 NatSchG genannten Verfahrens- und Formvor­
schriften nur beachtlich, wenn sie innerhalb eines Jahres 
nach dem Erlaß der Verordnung gegenüber dem Regie­
rungspräsidium Tübingen schriftlich geltend gemacht 
worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begrün­
den soll, ist darzulegen. 

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Tübingen über das Naturschutzgebiet 

»Bauenofen-Häulesrain-Tal« 

Vom 15. Mai 1995 

Auf Grund von §§ 21,58 Abs. 2 und § 64 Abs.l NI. 2 des 
Gesetzes zum Schutz der Natur, zur Pflege der Land­
schaft und über die Erholungsvorsorge in der freien 
Landschaft (Naturschutzgesetz NatSchG) vom 21. Ok­
tober 1975 (GBl. S. 654), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 7. Februar 1994 (GBI. S. 73), wird verordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der 
Gemeinde Hohenstein, Landkreis Reutlingen, wird zum 
Naturschutzgebiet erklärt. Das Naturschutzgebiet führt 
die Bezeichnnng »Bauenofen-Häulesrain-Tal«. 

§2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 
40 ha. Es umfaßt auf Gemarkung Meidelstetten die 
Grundstücke FIst. Nrn. 232, 334, 336, 338,339,347 teil­
weise, 358 teilweise, 360-364, 365 teilweise, 366 teil­
weise, 369 teilweise, 371, 373-378, 379 teilweise, 380, 
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382 teilweise, 402 teilweise, 415, 417-419, 420-422 teil­
weise, 424 teilweise. 

(2) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in einer 
Flurkarte des Regierungspräsidiums Tübingen vom 
22. September 1994 im Maßstab 1 :2500, kombiniert mit 
einer Übersichtskarte im Maßstab 1 :25000, gekenn­
zeichnet und in der Grenzziehung rot angelegt. Die 
Karte ist Bestandteil der Verordnung. Im Falle des Wi­
derspruchs zwischen textlicher Beschreibung und der 
zeichnerischen Darstellung gelten die in der Flurkarte 
getroffenen Festlegnngen. 

Die Verordnung mit Karte wird beim Regierungspräsi­
dium Tübingen in Tübingen und beim Landratsamt 
Reutlingen in Reutlingen auf die Dauer von zwei Wo­
chen, beginnend am achten nach Verkündung dieser 
Verordnung im Gesetzblatt, zur kostenlosen Einsicht 
durch jedermann während der Sprechzeiten öffentlich 
ausgelegt. 

(3) Die Verordnung mit Karte ist nach Ablauf der Ausle­
gungsfrist bei den in Absatz 2 Satz 4 bezeichneten Stellen 
zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 
Sprechzeiten niedergelegt. 

§3 

Schutzzweck 

Schutzzweck ist 

- die Erhaltung eines für die Mittlere Kuppenalb cha­
rakteristischen Trockentales einschließlich seiner 
Hangbereiche mit den Wacholderheiden unterschied­
licher Ausprägung, den Waldbereichen und Weidbu­
chen, den Feldgehölzen und den überwiegend im Tal­
grund gelegenen Acker- und Wiesenflächen, 

die Erhaltung der auf Grund dieses Biotopmosaiks 
vorhandenen landschaftsprägenden Schönheit und Ei­
genart des Gebiets, 

die Erhaltung, Pflege und Verbesserung der Halbtrok­
kenrasen mit ihren zahlreichen seltenen und zum Teil 
stark gefährdeten Pflanzen- und Tierarten, 

die Erhaltung der im Gebiet vorhandenen Sandgruben 
einschließlich der standorttypischen Vegetation als 
kulturhistorisches Zeugnis, 

die Erhaltung und Verbesserung eines Biotopverbun­
des der im Gebiet einzeln gelegenen Halbtrockenra­
sen. 

§4 

Verbote 

(I) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen ver­
boten, die zu einer Zerstörung oder Veränderung im 
Schutzgebiet oder seines Naturhaushalts oder zu einer 
Beeinträchtigung der wissenschaftlichen Forschung füh­
ren oder führen können. 

(2) Im Naturschutzgebiet ist insbesondere verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung 
in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere Ein­
friedigungen, zu errichten oder der Errichtung 
gleichgestellte Maßnahmen durchzuführen sowie 
Sport-, Spiel oder Erholungseinrichtungen zu schaf­
fen; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanla­
gen anzulegen, Leitungen und Unterstützungen zu 
verlegen bzw. zu errichten oder Anlagen dieser Art 
zu verändern; 

3. Bodenbestandteile abzubauen, Grabungen, Spren­
gungen oder Bohrungen vorzunehmen oder die Bo­
dengestalt in sonstiger Weise, vor allem durch Bo­
den- oder Materialablagerungen zu verändern; 

4. Abfälle oder sonstige Gegenstände abzulegen, zu la­
gern oder zu behandeln; , 

5. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen; 

6. zu zelten, zu lagern oder Wohnwagen, sonstige Fahr­
zeuge oder Verkaufsstände aufzustellen oder Mas­
senveranstaltungen aller Art (wie Volkswanderun­
gen, Sportveranstaltungen ) durchzuführen; 

7. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigun­
gen oder Erschütterungen zu verursachen; 

8. außerhalb von eingerichteten und gekennzeichneten 
Feuerstellen Feuer zu entzünden oder zu unterhal­
ten; 

9. Hunde frei laufen zu lassen; 

10. Luftfahrzeuge und Flugmodelle aller Art zu betrei­
ben; 

11. Störungen an den Lebens-, Brut- und Wohnstätten 
wildlebender Tiere, insbesondere durch Fotografie­
ren, Filmen oder ähnliche Handlungen, zu verursa­
chen; 

12. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu 
beunruhigen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu tö­
ten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester oder son­
stige Nist-, Brut-, Laich-, Wohn-, Rast-, Nahrungs­
oder Zufluchtstätten dieser Tiere zu entfernen, zu 
beschädigen oder zu zerstören sowie zum Fang von 
Tieren geeignete Vorrichtungen zu errichten, zu be­
treiben oder mit sich zu führen; 

13. gebietsfremde Tiere auszusetzen oder anzusiedeln; 

14. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung entge­
gen dem Schutzzweck zu ändern, insbesondere 
Grünland umzubrechen; 

15. Neuaufforstungen vorzunehmen, die Entwicklung 
von Laubholz- oder Mischbeständen hin zu Nadel­
holzreinbeständen aktiv zu fördern, Schmuckreisig­
oder Weihnachtsbaumkulturen oder Vorratspflan­
zungen von Bäumen oder Sträuchern anzulegen so­
wie Gehölze aller Art neu zu pflanzen oder auf an-
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dere Weise nieht standortheimische Pflanzen oder 
Pflanzenteile einzubringen; 

16. Pflanzen oder Pflanzenteile, insbesondere Bäume, 
Heeken, Gebüsche, Feldgehölze im Ganzen oder 
Teile davon auszugraben, abzupflüeken, abzusägen 
oder in sonstiger Weise zu beschädigen, zu roden 
oder zu zerstören; 

17. Mittel zur Bekämpfung von Sehadorganismen, Wild­
kräutern und Pflanzenkrankheiten sowie Wirk­
stoffe, die den Entwicklungsablauf von Pflanzen 
oder Tieren beeinflussen, anzuwenden; 

18. Düngemittel zu verwenden; 

19. außerhalb von Straßen und Wegen zu reiten oder mit 
Fahrzeugen aller Art, ausgenommen Krankenfahr­
stühle, zu fahren. 

§ 5 

Zulässige Handlungen 

(1) Abweichend von § 4 ist es zulässig, 

1. die Jagd in der bisherigen Art und in bisherigem Um­
fang mit der Maßgabe auszuüben, daß neue jagdliche 
Einrichtungen nur in Fonn einfacher Ansitzleitern aus 
naturbelassenen Rundhölzern im unbedingt notwen­
digen Umfang und in unmittelbarem Anschluß an vor­
handene hochwüchsige Gehölze landsehaftsgerecht 
errichtet werden; 

2. die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung in 
der bisherigen Art, im bisherigen Umfang und in bis­
heriger Intensität mit der Maßgabe fortzusetzen, daß 

2.1 die Bestimmungen des § 4 Abs.2 Nr.1-3, 14, 17 
und 18 zu beaehten sind. Die Verwendung von 
Düngemitteln (§ 4 Abs.2 Nr.18) auf Wirtschafts­
grünland und Aekerflächen sowie von Pflanzen­
schutzmitteln (§ 4 Abs.2 Nr.17) auf Ackerflä­
ehen bleibt unberührt; 

2.2 zur Beweidung keine ortsfesten Koppeln oder 
Zäune errichtet werden dürfen; 

2.3 auf Halbtrockenrasen nur Sehafbeweidung in 
Fonn der Hüteschafhaltung erfolgt. Die Koppel­
schafhaltung oder das Pferchen von Schafen ist in­
soweit nicht zulässig. Unberührt bleibt das Pfer­
chen über die Nachtzeit, wobei der Pferch nicht 
auf Halbtroekenrasen eingeriehtet werden darf; 

2.4 die landwirtschaftliehe Nutzung im vorgenannten 
Umfang wieder aufgenommen werden darf, die 
auf Grund vertraglicher Bewirtschaftungsbe­
sehränkungen oder der Teilnahme an einem Ex­
tensivierungs- oder Stillegungsprogramm zeit­
weise eingeschränkt oder aufgegeben worden 
war; 

3. die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Nutzung in 
der bisherigen Art und im bisherigen Umfang fortzu­
setzen, wobei § 4 Abs. 2 Nr.15 zu beachten ist; 

4. die bestimmungsgemäße Nutzung, Unterhaltung und 
Instandsetzung der öffentlichen Straßen und Wege, 
sonstiger Ver- oder Entsorgungsanlagen sowie Fern­
meldeanlagen fortzusetzen, wobei § 4 Abs. 2 Nr.17 zu 
beachten ist; 

5. die sonstige bisher rechtmäßigerweise ausgeübte Nut­
zung der Grundstüeke und Wege sowie der rechtmäßi­
gerweise bestehenden Einrichtungen in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang sowie deren Unterhal­
tung und Instandsetzung fortzusetzen mit der Maß­
gabe, daß § 4 Abs. 2 Nr. 3 und 17 zu beachten ist; 

6. Pflegemaßnahmen, die von der höheren Naturschutz­
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle zur Er­
haltung, Verbesserung oder Wiederherstellung des 
Schutzgebietes oder seiner Bestandteile veranlaßt 
werden, durchzuführen; 

7. behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilde-
rungen anzubringen; 

8. die bisherige Wintersportnutzung fortzuführen. 

(2) Die zulässigen Handlungen sind so auszuüben, daß 
sie den Schutzzweck (§ 3) mit größtmöglicher Rücksicht 
beachten und im Rahmen der Möglichkeiten fördern. 
Errichtungs-, Unterhaltungs- und Tnstandsetzungsarbei­
ten sollen nicht in der Vogelbrutzeit vom 1. März bis 
31. Juli ausgeführt werden. 

§6 

Schutz- und Pflegemaßnahmen 

Schutz-, Pflege- und Entwieklungsmaßnahmen können 
von der höheren Natursehutzbehörde in einem Pflege­
plan oder durch Einzelordnung - im Wald jeweils einver­
nehmlich - mit dem zuständigen Staatlichen Forstamt 
festgelegt werden. 

§7 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 
NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§ 8 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.1 Nr. 2 NatSchG 
handelt, wer in dem Naturschutzgebiet vorsätzlich oder 
fahrlässig eine der nach § 4 in Verbindung mit § 5 dieser 
Verordnung verbotenen Handlungen vornimmt. 

§ 9 

lnkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der 
Auslegungsfrist in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt für den Geltungsbereich dieser Ver­
ordnung die Verordnung des Landratsamts Reutlingen 
vom 31. Mai 1955 über das Landschaftsschutzgebiet 
},Bau und Ofenbuckel« außer Kraft. 

TÖBINGEN, den 15. Mai 1995 DR.GÖGLER 

Verkündungshinweis: 

Gemäß § 60a NatSchG ist eine etwaige Verletzung der in 
§ 59 NatSchG genannten Verfahrens- und Formvor­
schriften nur beachtlich, wenn sie innerhalb eines Jahres 
nach dem Erlaß der Verordnung gegenüber dem Regie­
rungspräsidium Tübingen schriftlich geltend gemacht 
worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begrün­
den soll, ist darzulegen. 

Bekanntmachung des Regierungspräsidiums 
Karlsruhe über die Zuständigkeit der 

Gemeinde Brühl, Rhein-N eckar-Kreis, als 
örtliche 8traßenverkehrsbehörde 

Vom 20. Apri11995 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe als höhere Straßen­
verkehrsbehörde erklärt die Gemeinde Brühl gemäß § 2 
Abs.3 des Gesetzes über Zuständigkeiten nach der Stra-

ßenverkehrs-Ordnung vom 17.Dezember 1990 (GBL 
S.427) zur örtlichen Straßenverkehrsbehärde. 

Die Gemeinde Brühl ist daher nach Ablauf des auf die 
Bekanntmachung dieser Erklärung folgenden Monats 
örtliche Straßenverkehrsbehärde im Sinne von § 3 des 
genannten Gesetzes. 

KARLSRUHE, den 20. April 1995 HÄMMERLE 

Berichtigung der Verordnung des 
Kultusministeriums zur Änderung der 

Verordnung über die Notenbildung vom 
6. Februar 1995 (GBI. 8.295) 

In Artikel 1 Nr. 2 werden in § 6 Abs.5 die Worte» bzw. 
Tutor« gestrichen. 

Berichtigung der Verordnung des 
Kultusministeriums zur Änderung der 

Verordnung über die Jahrgangsstufen 12 und 
13 sowie über die Abiturprüfung an 

beruflichen Gymnasien vom 28. März 1995 
(GBI. 8.306) 

In Artikel 2 muß es anstelle von » 1. April« richtig hei­
ßen: »1. August«. 
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